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1. Verbindliche Festsetzungen gemäß BauGB 
und BauNVO   

 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

Das Bauland wird als Allgemeines Wohngebiet (§ 4 Abs. 1 und 2 BauNVO) festgesetzt.  

 

 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Es wird die offene Bauweise nach § 22 Abs. 1 BauNVO festgesetzt, es sind nur Einzel- 
oder Doppelhäuser zulässig.  

 

 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB)  

1.3.1 Baugrenzen  

Eine Bebauung der Grundstücke ist nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. Die 
Baugrenze zur Erschließungsstraße beträgt – soweit nicht anders bemaßt - 5,00 m und 
zu privaten Flächen 3,00 m, an der westlichen Grenze des Baugebietes verläuft die 
Baugrenze entlang der im Flächennutzungsplan dargestellten Grenze des Allgemeinen 
Wohngebietes – siehe die Festsetzungen durch Planzeichen im Planteil.  

Garagen, Carports und Nebengebäude sind unter Berücksichtigung der jeweils gültigen 
Abstandsflächenregelung der Bayerischen Bauordnung nur innerhalb der Baugrenzen 
zulässig. Zu öffentlichen Straßen gilt jedoch stets ein Mindestabstand von 5,00 m.  

 

1.3.2 Abstandsflächen der Bayerischen Bauordnung (BayBO)  

Die Abstandsflächen der Bayerischen Bauordnung (BayBO) sind einzuhalten.  
 

 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.4.1 Grundflächenzahl 

Maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ 0,35  

1.4.2 Geschossflächenzahl 

Maximal zulässige Geschoßflächenzahl  GFZ 0,70  
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1.4.3 Anzahl der Vollgeschosse  

Die zulässige Anzahl der Vollgeschosse beträgt maximal II (zwei)1.   
  

1.4.4 Anzahl der Wohneinheiten  

Die maximale Anzahl an Wohneinheiten beträgt im Bereich der Parzellen 1 bis 9 
maximal 2 Wohneinheiten pro Baukörper und ausgewiesener Parzelle (eine Doppelhaus-
hälfte zählt hierbei als ein Baukörper).   
Im Bereich der Parzellen 10 bis 20 beträgt die maximale Anzahl an Wohneinheiten 
maximal 4 Wohneinheiten pro Baukörper und ausgewiesener Parzelle.  

1.4.5 Höhe von Hauptgebäuden  

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen beträgt maximal 9,0 m.   
Die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen wird gemessen als der Höhenunterschied 
zwischen dem Dachfirst bzw. bei Flachdächern der Oberkante des Dachrandgesimses und 
dem Bezugspunkt (siehe unten).  

Die Wandhöhe von Wohngebäuden darf   
bei ein- und zweigeschossiger Bebauung ohne Obergeschoss - E, E+D talseitig 4,80 m 
nicht überschreiten;  der Kniestock darf nicht mehr als 1,25 m betragen; Ausnahme 
„Zwerchgiebel“;  
bei U+E+D darf die Wandhöhe talseitig 7,20 m nicht überschreiten; der Kniestock darf 
nicht mehr als 1,25 m betragen; Ausnahme „Zwerchgiebel“ ;  
bei zweigeschossiger Bebauung mit Obergeschoss U+E+1+D darf die Wandhöhe talseitig 
9,50 m nicht überschreiten; der Kniestock darf nicht mehr als 1,50 m betragen; 
Ausnahme „Zwerchgiebel“.  

Es gilt jeweils die natürliche Geländeoberfläche Stand 01.02.2018 als Bezugspunkt. Diese 
ist durch die Interpolation der Höhenlinien im Bebauungsplan zu ermitteln.  
Die Wandhöhe wird von der natürlichen Geländeoberfläche an der Außenwand bis zum 
Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand 
(wenn die Wand höher ist als dieser Schnittpunkt liegt) gemessen.  

Eine Überschreitung der zulässigen Baukörperhöhen für untergeordnete Bauteile (zum 
Beispiel für Schornsteine, Antennen, Masten) um bis zu 1,0 Meter ist zugelassen.   
 

1.4.6 Wandhöhen von Garagen und Nebenanlagen  

Die maximale Wandhöhe beträgt 3,00 m über Oberkante Straßenkante der 
Erschließungsstraße (am Fahrbahnrand) an der Grenze zwischen den Parzellen.   
Diese Festlegung gilt bis zu einer Grundstückstiefe von 15,00 m (gemessen ab Fahrbahn-
rand). Für Nebengebäude außerhalb dieses Grundstücksbereichs ist die maßgebende 
Bezugshöhe das natürliche, bestehende Gelände (Höhenlinien im Bebauungsplan).  
 

                                          
1
 Siehe Begriffsbestimmung „Vollgeschoss“ auf Seite 27   
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 Dächer der Hauptgebäude, Garagen und 
Nebengebäude  

Alle Dachformen mit einer Dachneigung von 10° bis maximal 48° sind zulässig, bei 
Garagen sind Dachneigungen von 0° bis maximal 48° zulässig.  

Dachaufbauten sind ausschließlich zulässig in der inneren Hälfte der Dachfläche; zulässig 
sind ausschließlich Spitz- oder Schleppdachgauben mit senkrechter Außenfläche, 
maximal 3,50 m Breite und maximal 1,40 m Höhe ohne Giebel. 

Dachausschnitte sind nicht zulässig. 

Traufüberstand einschließlich Rinne (senkrecht gemessen) max. 0,60 m;   
Ortgangüberstand maximal 0,30 m,   
Balkon- und Terrassenüberdachungen sind zugelassen.  

Die Hauptfirstrichtung muss zu mindestens einer Parzellen- / Grundstücksgrenze parallel 
sein.  

 

 Fassadengestaltung  

Zulässig sind ausschließlich Putz- oder Holzverkleidung. Grelle Farben sind nicht 
zugelassen.  

 

 Stellplätze  

Pro Wohneinheit ist mindestens 1 Stellplatz nachzuweisen, mit einem Mindestabstand 
von 5,00 m zur Straße. Stellplätze können überdacht in Form von Carport oder Garage 
sein oder nicht überdacht mit versickerungsfähigem Oberflächenbelag. Die Größe der 
Stellplätze bemisst sich nach § 4 Abs. 1 GaStellV.  

 

 Einfriedungen 

An öffentlichen Verkehrsflächen sind Holzzäune und Metallzäune mit einer Gesamthöhe 
von maximal 1,00 m zugelassen. Zwischen privaten Flächen und zur freien Landschaft ist 
zusätzlich auch Maschendrahtzaun zulässig. Es wird die Pflanzung von freiwachsenden 
Hecken empfohlen. Dies sollten 2-3 reihige Hecken sein, Pflanzabstand 1,50 x 1,50 m. 
Zu pflanzen sind mindestens 50 % heimische Gehölze (siehe beiliegende Artenliste), 
Ziergehölze bis zu einem Anteil von max. 50 %. 

Zaunsockel und Sockelmauern sind aus Artenschutzgründen nur bis zu einer Höhe von 
0,02 m zulässig. Zwischen Zaun und Sockel ist ein Abstand von mindestens 0,08 m 
einzuhalten. Der Verlauf der Zäune ist dem Gelände anzupassen.  
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 Gestaltung des Geländes  

Aufschüttungen und Abgrabungen zur Terrassierung der Parzellen sind bis maximal 
1,0 m, bezogen auf das natürliche Gelände zulässig (Bezugspunkte: Höhenlinien im 
Bebauungsplan). Stützmauern sind nur als Naturstein-Trockenmauer bis zu einer Höhe 
von 1,00 m zulässig. Die Böschungswurzel bzw. die Mauer muss einen Abstand von 
mindestens 1 m zur Grundstücksgrenze einhalten. Das natürliche Landschaftsrelief ist 
soweit wie möglich zu erhalten. Dem Bauantrag ist auch in Fällen des Genehmigungs-
freistellungsverfahrens ein Geländeschnitt mit Darstellung des natürlichen und geplanten 
Geländeverlaufs beizugeben. Als Bezugspunkt ist die nächstgelegene Straßenoberkante 
sowie der jeweilige Höhenbezugspunkt darzustellen. Die entstehenden Böschungen sind 
in das natürliche Gelände einzufügen und zu bepflanzen. Der Böschungswinkel darf eine 
maximale Neigung von 1:2 aufweisen. Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, 
dass kein Oberflächenwasser auf das Nachbargrundstück abgeleitet wird. 

Die öffentlichen Grünflächen sind so auszubilden, dass wildabfließendes Wasser in Mulden 
um die Bauparzellen herumgeleitet wird. (Hinweis:) Ein zusätzlicher Wall entlang der 
Grenze zu der öffentlichen Grünfläche wird empfohlen.  

 

Grünordnung (zu verbindliche Festsetzungen)  

 Boden  

Der belebte Oberboden und der kulturfähige Unterboden sind zu schonen, bei Baumaß-
nahmen getrennt abzutragen, fachgerecht zwischen zu lagern, vor Verdichtung zu 
schützen und wieder ihrer Nutzung zuzuführen. 

Bei einer beabsichtigten Lagerungsdauer von über 3 Monaten sind die Oberboden- und 
Unterbodenmieten, die für Vegetationszwecke vorgesehen sind, nach Ausbau mit 
tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen zu begrünen (zur 
Vermeidung von Qualitätsverlust und zur Erosionsminderung). 

Bodenaushubmaterial soll möglichst direkt im Baugebiet wieder eingesetzt werden.   
 

 Oberflächenwasser  

Die Anlage von Zisternen zur Regenwassernutzung ist zulässig. Damit Rückwirkungen auf 
das Trinkwasser der öffentlichen und häuslichen Trinkwasserversorgung ausgeschlossen 
werden können, möchten wir vorsorglich darauf hinweisen, dass gemäß § 17 Abs. 6 
TrinkwV keinerlei feste Verbindung zwischen Trink- und Betriebswasserinstallation 
vorhanden sein darf. Diese Anlagen sind gemäß § 13 Abs. 4 TrinkwV seitens des 
Betreibers bei der zuständigen Behörde (i. d. R. Gesundheitsamt) anzuzeigen.   
 

 Versiegelung  

Fußwege, wenig befahrene Fahrspuren, Garagenvorplätze und Stellplätze sind nur im 
unbedingt notwendigen Umfang zu befestigen. Hierfür sind versickerungsfähige Beläge zu 
verwenden (zum Beispiel Rasengittersteine, Natur- und Betonsteinpflaster mit Rasen-
fugen, wassergebundene Decken, Schotterrasen oder Fahrspuren mit durchlässigen 
Zwischenräumen).  
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 Außenwerbung und Reklame 

Wechsellicht und grelle Farben sind nicht zulässig. Wechsellicht liegt vor, wenn sich der 
Betriebszustand der jeweiligen Beleuchtungsanlage in weniger als 5 Minuten ändert.  
 

 Bepflanzungen ‐ öffentliche Flächen  

Öffentliche Flächen werden laut Darstellung des Bebauungsplanes begrünt. Zu 
verwenden sind Pflanzen laut Artenliste im Textteil (Grünordnung).  

Am westlichen und südlichen Rand des Baugebietes sind - wie mit Planzeichen 
festgesetzt - Hochstamm-Bäume zu pflanzen, beziehungsweise mindestens 3-reihige, 
freiwachsende Hecken aus standortgerechten Gehölzen anzulegen. Hierher werden die 
Hecken verpflanzt, die in den geplanten Bauflächen entfernt werden müssen. Ansonsten 
sind Pflanzen laut beiliegender Artenliste zu verwenden. Die Bepflanzungen sind 
spätestens zwei Jahre nach Erschließungsbeginn auszuführen.  
 

 Bepflanzungen ‐ private Flächen  

Private Gärten und Vorgärten sind mit standortgerechten, überwiegend heimischen 
Sträuchern, Hecken und Laubbäumen laut untenstehender Artenliste zu bepflanzen. Ein 
Anteil von Ziergehölzen bis unter 50 % ist zulässig. Die Flächen sind gärtnerisch und je 
nach Anlage möglichst naturnah und extensiv zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. 
In den Privatgärten ist je Parzelle ein heimischer Laubbaum mindestens 2. Ordnung 
(siehe Artenliste) oder ein Obstbaum-Hochstamm, zu pflanzen. Es ist möglichst 
mindestens ein Baum als Hausbaum an der Straßenseite des Grundstückes zu pflanzen. 
Von den in der Planzeichnung dargestellten Baumstandorten kann abgewichen werden.  
 

 Fassadenbegrünung  

Bei mehr als 30 m² fensterloser Fassadenfläche ist eine Fassadenbegrünung zum Schutz 
der Fassade vor Verwitterung und zur Unterstützung der Begrünung des Baugebiets 
anzubringen. Es können alle Arten von Kletterpflanzen verwendet werden. Bei Schlingern 
und Rankern sind geeignete Kletterhilfen vorzusehen.   
 

 Schutzzonen, Pflanzabstände  

Bei Baumpflanzungen sowie der Pflanzung von tiefwurzelnden Sträuchern ist ein Mindest-
abstand von 2,50 m zu Versorgungsleitungen einzuhalten. Wird dieser Abstand unter-
schritten, so sind geeignete Schutzmaßnahmen auf Kosten des Verursachers in 
Abstimmung mit den Leitungsträgern durchzuführen. Auf das DVGW Regelwerk, Arbeits-
blatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen“ wird 
verwiesen.   
Die Hinweise im „Merkblatt über Baumstandorte und elektrische Versorgungsleitungen 
und Entsorgungsleitungen", herausgegeben von der Forschungsanstalt für Straßenbau 
und Verkehrswesen bzw. die DVGW-Richtlinie GW125 sind zu beachten. Der Schutz-
zonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur Trassen-
achse.   
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Auch bei der Bepflanzung entlang von landwirtschaftlichen Grundstücken sind die 
gesetzlichen Abstandsregelungen einzuhalten.   
 

 Artenlisten, Pflanzung, Pflege  

Die Pflanzenarten der folgenden Listen sind bei Pflanzmaßnahmen für die Ortsrand-
eingrünung und auf öffentlichen Flächen ausschließlich zu verwenden. Auf diesen Flächen 
dürfen keine anderen (standortfremden) Arten verwendet werden.   
Der Anteil der Pflanzen einer Art darf zwanzig von Hundert (20 %) nicht übersteigen. 
Dies gilt nicht für die verpflanzten Hecken oder für Baumreihen und Alleen.  

Bäume sind mindestens in der Qualität Hochstamm, 3xv, m.B. 14-16 cm Stammumfang 
zu pflanzen. Sträucher sind mindestens in der Qualität verpflanzte Sträucher, 4 Triebe, 
60/100 cm Höhe zu pflanzen.  

 

1.18.1 Großbäume (Bäume 1. Ordnung)  

Acer pseudoplatanus   Berg‐Ahorn   Quercus robur   Stiel‐Eiche  

Acer platanoides   Spitz‐Ahorn   Tilia cordata   Winter‐Linde  

Fraxinus excelsior   Esche   Juglans regia   Walnuss  

1.18.2 Mittelgroße Bäume (Bäume 2. Ordnung)  

Acer campestre   Feld‐Ahorn   Prunus avium     Vogelkirsche  

Betula pendula   Birke   Pyrus communis   Holzbirne  

Carpinus betulus   Hainbuche   Sorbus aucuparia   Eberesche  

Malus sylvestris   Holzapfel      

1.18.3 Sträucher  

Cornus sanguinea   Hartriegel  Rosa canina  Hundsrose 

Coryllus avellana  Hasel  Rosa rubiginosa  Weinrose 

Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen  Rubus caesius  Kratzbeere 

Ligustrum vulgare  Liguster  Rubus fruticosus  Brombeere 

Lonicera xylosteum  Heckenkirsche  Rubus idaeus  Himbeere 

Prunus spinosa  Schlehe  Salix caprea  Salweide 

Rhamnus catharticus  Kreuzdorn  Sambucus nigra  Holunder 

Ribes uva‐crispa   Wilde Stachelbeere   Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

Rosa arvensis  Kriechende Rose   Viburnum opulus  Gewöhnl. Schneeball 

   
Auf Grund der Feuerbrandgefahr sollte bis auf weiteres auf die Verwendung von 
hochanfälligen Wirtspflanzen verzichtet werden.  
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Nicht gepflanzt werden dürfen:   
Hänge-, Trauer- und Pyramidenformen,   
Nadelgehölze wie Fichten, Tannen, Thujen und Scheinzypressen,   
Buntlaubige Gehölze (wie blau, rot, oder gelblaubig).   
 

1.18.4 Pflege / Unterhaltung 

Die Anlagen der Freiflächen und die Pflanzungen haben fachgerecht gemäß DIN 18320 
und DIN 18916 zu erfolgen und sind spätestens in der zweiten nach Bezug der 
Baumaßnahme folgenden Pflanz- und Vegetationsperiode fertigzustellen. Der Erhalt der 
Anpflanzungen ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicher zu stellen.  

 

 Eingriffs‐Ausgleichsregelung 

Die im Planteil durch Planzeichen festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen – im Besitz der 
Gemeinde) werden auf Grund der Bebauungsplan-Ausweisung nach § 13b BauGB nicht 
den Eingriffen im Geltungsbereich zugeordnet, sondern dem Ökokonto der Gemeinde 
Illschwang gutgeschrieben.  

Die festgesetzten Ausgleichsflächen müssen nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
dem bayerischen Landesamt für Umweltschutz, Dienststelle Hof, Referat 56, Hans-Högn-
Str. 12, 95030 Hof, gemeldet werden.  

 

Ausgefertigt*  

....................................................................., den ........................... 

Gemeinde Illschwang  
 
  (Siegel) 

.......................................................................................................... 

1. Bürgermeister  

 

*: Die Ausfertigung der Endfassung der Satzung dient der Schaffung einer Originalurkunde, zum Nachweis dass 
der Inhalt des Bebauungsplans mit dem vom Satzungsgeber Beschlossenem übereinstimmt.  Dazu müssen alle 
Teile der Satzung (Plan, Festsetzungen, … Ausgleichsmaßnahmen) durch den Bürgermeister ausgefertigt 
werden.  Die Ausfertigung muss nach dem Satzungsbeschluss und vor der Bekanntmachung erfolgen. (Siehe 
Ulrich Kuschnerus: Der sachgerechte Bebauungsplan 2004 / 2010 - ISBN 978-3-87941-917-3.)  
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2. Hinweise  

 Denkmalschutz  

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denk-
malrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen 
Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen 
ist.  

Zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde (gemäß Art. 8 
Abs. 1-2 DSchG). 

Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 
Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks 
sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten die zu dem Fund geführt haben. Die 
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch 
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  

Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 
Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der 
Arbeiten gestattet.  

 Telekommunikation / Versorgung  

Zur Unterbringung von Telekommunikationslinien sind in allen Straßen geeignete und 
ausreichende Trassen vorzusehen. 

Bei der Bayernwerk Netz GmbH dürfen für Kabelhausanschlüsse nur marktübliche 
Einführungssysteme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet 
werden. Prüfnachweise sind vorzulegen.  

 Außenwerbung und Reklame 

Bei Werbeanlagen ist nach Art. 57 Abs. (1) 11. BayBO zu verfahren.   

 Niederschlagswasser  

Anfallende Niederschlagswässer sind, soweit möglich, auf dem Grundstück durch 
geeignete Maßnahmen der Wiederverwendung / Versickerung zuzuführen. 

 Grundwasser  

Grundwasseranschnitte sowie die Behinderung seiner Bewegung ist zu vermeiden. 

 Gestaltung des Geländes  

Wegen der zunehmenden Starkregenproblematik wird bei Hangbebauung angeraten, 
Fußbodenoberkante, Eingänge, Terrassen, Einfahrten, Lichtschächte Kellerfenster und 
dgl. wenigstens 20 bis 30 cm über der Erdoberfläche anzuordnen. 
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 Weitere Maßnahmen zur Vermeidung von 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft   

Um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu erhalten, ist - wo immer möglich - auf Barrieren 
wie Mauern, Sockel und Treppen zu verzichten.  

Organische Abfälle aus dem Garten sollen möglichst auf dem eigenen Grundstück 
kompostiert und das gewonnene Humusmaterial wieder dem Kreislauf der Bodenbildung 
zugeführt werden. Die Anlage von Kompoststellen auf jeder Grundstücksparzelle ist 
deshalb ausdrücklich erwünscht. 

Bei den anfallenden Pflege- und Instandhaltungsarbeiten ist nach Möglichkeit auf den 
Einsatz von Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmitteln sowie synthetischer 
Düngemittel zu verzichten. Auf die Beachtung der gültigen Pflanzenschutzgesetze wird 
hingewiesen. 

Statt Rasenflächen mit intensiver Pflege, sollte zumindest in Teilbereichen extensive 
Wiesenbereiche mit 2-3 maliger Mahd pro Jahr geschaffen werden, um die Artenvielfalt 
zu erhöhen. 

Es wird empfohlen, Kleinstlebensräume wie Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse, Mager- 
und Trockenstandorte, Trockenmauern, Teich- und Feuchtflächen sowie blütenreiche 
Staudenpflanzungen anzulegen. An den Gebäuden sollen zur Stützung des Bestands von 
Gebäude bewohnenden Vogel- und Fledermausarten handelsübliche Fledermaus- und 
Vogelnisthilfen eingebaut oder angebracht werden. Damit kann der allgemeine 
Quartiermangel für diese Tiergruppen an modernen Gebäuden verringert werden. 

Schutz von Vögeln an großen Fenstern oder Glasfronten: Werden Gebäude mit großen 
Fenstern oder Glasfronten errichtet, sollten Vorkehrungen getroffen werden, die einen 
häufigen Anflug von Vögeln weitgehend vermeiden können. Hierzu zählen zum Beispiel 
das Anbringen von Vorhängen, Verwendung von nach außen verspiegeltem Glas, 
Aufstellen von Grünpflanzen hinter den Scheiben, Bemalen der Scheiben mit einem 
sogenannten Birdpen und anderes (siehe auch Broschüre „Vogelschlag an Glasflächen 
vermeiden“ des Bayerischen Landesamts für Umweltschutz von 2010).  

Es wird sich ausdrücklich für den Einsatz moderner, alternativer Heiztechniken 
ausgesprochen. Zudem sei auf die Möglichkeit der Verwendung von Regenwasser im 
Haushalt, vor allem für Toilettenspülung und Waschmaschine, hingewiesen. Durch den 
geringen Kalkgehalt des Regenwassers kann bei der Dosierung von Waschmitteln so auf 
bis zu 50 % der üblichen Menge verzichtet werden. 
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3. Begründung 
 

 
Abbildung 1 ‐ Lage des Baugebietes  

  

 Rechtsgrundlagen, Verfahren  

Der Bebauungsplan basiert auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweils zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung gültigen Fassung:  

 
 BauGB  (Baugesetzbuch)  

 BauNVO (Baunutzungsverordnung)  

 BayBO  (Bayerische Bauordnung) 

 GaStellV (Verordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen sowie über 
die Zahl der notwendigen Stellplätze)  

 PlanzV (Planzeichenverordnung)  

 ROV (Raumordnungsverordnung)  

 BayLplG (Bayerisches Landes-
planungsgesetz)  

 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz)  

 BayNatSchG (Bayer. Naturschutz-
gesetz) 

 BIMSchG (Bundesimmissions-
schutzgesetz)  

 18. BIMSchV (18. Bundesimmissions-
schutzverordnung)  

 DSchG (Bayerisches Denkmalschutz-
gesetz)  

 WHG  (Wasserhaushaltsgesetz)  

 BayWG  (Bayerisches Wassergesetz)  

 BBodSchG (Bundes-Bodenschutz-
gesetz) 

 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung) 
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Der Gemeinderat der Gemeinde Illschwang hat am 17.01.2018 in öffentlicher Sitzung die 
Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung für das All-
gemeine Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO „Am Weidenberg“ in Illschwang 
beschlossen. Die Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB wurde am 
21.03.2018 beschlossen.  

Der räumliche Geltungsbereich des verbindlichen Bauleitplanes umfasst  
die Flurstücke der Gemarkung Illschwang mit den Nummern:   
Fl.-Nrn. 495/1, sowie Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 491, 492 und 494.  

Er hat eine Gesamtfläche von ca. 19.594 m² (ca. 1,96 ha). 

Der räumliche Geltungsbereich ist von folgenden Flurnummern bzw. deren Teilflächen 
umgrenzt:  
im Westen Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 491, 492 und 494; 
im Norden Fl.-Nr. 489, 490 und 499;  
im Osten die Fl.-Nrn. 495 und 492/1; 
im Süden Fl.-Nr. 482.   
 

 
Abbildung 2 ‐ Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan mit Lage des 
Baugebietes   

 

Im geltenden Flächen-
nutzungsplan2 ist das Gebiet 

mit geringfügig abweichenden 
Grenzen als „Allgemeines 

Wohngebiet“ nach § 4 BauNVO 
dargestellt: Das im FNP dar-

gestellte Wohngebiet reicht bis 
in den Überschwemmungs-

bereich des Trockentals und 
kann so nicht verwirklicht 
werden, deshalb wird die 

Wohngebiets-Fläche innerhalb 
der im FNP dafür vor-

gesehenen Fl.Nrn. aus dem 
Trockental heraus verschoben. 

Der Bebauungsplan ist somit 
aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt, wie dies § 8 Abs. 2 

BauGB vorschreibt. Eine 
Flächennutzungsplan-

Änderung oder eine Anpassung 
im Wege der Berichtigung ist 

somit nicht erforderlich.  

 

Das Baugebiet wird im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB durchgeführt 
(siehe Tabelle 1 auf Seite 15):   
  

Zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der BauNVO: ca. 5.000 m²   
(= Anteil des Baugrundstücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. 
Berechnung: 20 Parzellen mit zusammen ca. 14.315 m² x GRZ 0,35 = ca. 5.010 m²)  
 

                                          
2
 Flächennutzungsplan Illschwang Büro Hedrich – Planblatt 53 – Ortsbereich Illschwang (FNP ohne Landschaftsplan)    



   BEGRÜNDUNG 

Bebauungsplan + GOP „Am Weidenberg“  Illschwang  -  Endfassung vom 19. Sept. 2018  Seite 15  

Tabelle 1 – Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB 

Voraussetzung nach § 13b BauGB:    

1. Förmliche Einleitung des Verfahrens bis 31.12.2019  

2. Satzungsbeschluss bis 31.12.2021  

‐ ja  

‐ wird eingehalten  

3. Zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der BauNVO  
weniger als 10 000 Quadratmeter   

‐ ja  

4. Bebauungsplan begründet die Zulässigkeit von Wohnnutzung   ‐ ja  

5. Fläche schließt an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an   ‐ ja  

6. Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

‐ ja  

7. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von NATURA 2000‐Gebieten  oder 
dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes‐
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind, liegen nicht vor.   

‐ ja  

 

 Erfordernis der Planaufstellung und Beschreibung 
der städtebaulichen Ausgangssituation 

Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes ist die sehr hohe Nachfrage nach (Wohn-) 
Bauflächen im Ort Illschwang (die noch vorhandenen freien Parzellen reichen für die 
Nachfrage nicht aus) und die Verfügbarkeit dieser relativ ortszentrumsnahen Fläche, im 
Anschluss an vorhandene Bebauung, sowie mit Anbindung (über die St 2146) an 
Sulzbach-Rosenberg und die A 6. Die Erschließung des Baugebietes ist möglich und eine 
schnelle Umsetzung der Bebauung vorgesehen. Da ein ortsansässiger nicht störender 
Gewerbebetrieb zur Sicherung seines Fortbestands einen größeren Standort 
(einschließlich Betriebsleiterwohnung) benötigt wird dies - wie nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO vorgesehen – erlaubt.  

Als Alternativen zur Ausweisung des Bebauungsplans „Am Weidenberg“ in der vor-
liegenden Fassung wurden folgende Möglichkeiten geprüft:  

1. Keine Neuausweisung des 
Baugebietes und Belassen der 
Flächen im jetzigen Zustand: Dies 
führt dazu, dass die Gemeinde die 
„Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung“ und „die Schaffung 
und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen“ nicht 
ausreichend berücksichtigt oder es 
werden höherwertiger Flächen 
anderswo überplant, mit nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt.  

2. Eine andere Erschließung (zum 
Beispiel mit Wendehammer oder wie 
in der nebenstehenden Abbildung) 
hat auf Grund der Größe und Lage 
des Baugebietes verschiedene Nach-
teile, aber keine Vorteile in Bezug 
auf Umwelt- und Naturschutz.  

 
Abbildung 3 ‐ Alternative Erschließung und Parzellierung  
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Zielsetzung der Gemeinde Illschwang ist es ihre Wohnfunktion weiter zu stärken. 
Im Hauptort besteht eine sehr große Nachfrage nach Bauplätzen (vor allem nach Bau-
plätzen für Einfamilienhäuser). Die Erschließung des Baugebietes ist möglich und eine 
schnelle Umsetzung der Bebauung vorgesehen.     
Um die Anwendung umweltschonender Heizmethoden zu fördern wird eine nicht störende 
Flächennutzung zur Fernwärmeversorgung / als Blockheizkraftwerk nach § 4 Abs. 3 2. 
BauNVO ausdrücklich erlaubt. 

Um eine weitere Entwicklung der Gemeinde zu erreichen und der starken Nachfrage 
gerecht zu werden, beschloss der Gemeinderat der Gemeinde Illschwang die Aufstellung 
des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „„Am Weidenberg““ als Allgemeines Wohn-
gebie.   

3.2.1 Bedarfsbegründung und Prüfung der Möglichkeiten der Innen‐
entwicklung nach § 1a BauGB  

„In Deutschland hält der Trend zu größeren Wohnflächen pro Kopf an. … Vor allem die 
Zunahme der Ein- und Zweipersonenhaushalte hat dazu geführt, dass die pro Kopf zur 
Verfügung stehende Wohnfläche größer geworden ist“3.   
Der demografische Wandel hat im Hauptort Illschwang anders als in manchen Neben-
orten durch attraktive Bedingungen für junge Familien (Kindergarten, Schwimmbad, gute 
Verbindung nach Amberg, Sulzbach, Nürnberg) bisher nicht zur Abwanderung der 
jüngeren Bevölkerungsschichten geführt.  

Hierzu Angaben der Gemeindeverwaltung4:   
„Die Bevölkerungsentwicklung in der Illschwang ist seit Jahren konstant und damit 
positiv.  

Jahre  OT_HW  OT_NW  OT_Gesamt  Gde_HW  Gde_NW  Gde_Gesamt 

31.12.1998  554  22  576  1.809  119  1.928 

31.12.2008  688  34  722  2.071  116  2.187 

30.06.2017  699  35  734  2.023  116  2.139 

Die Bevölkerungszahl in der Gemeinde Illschwang ist in den letzten 20 Jahren um 
ca. 10 % und im Ortsteil Illschwang sogar um 22 % angestiegen. Die Gemeinde 
Illschwang rechnet mit der Fortsetzung einer positiven Bevölkerungsentwicklung, zumal 
sich wieder ein Anstieg der Geburtenzahlen abzeichnet. 

Diese positive Bevölkerungsentwicklung war nur möglich, weil in der Vergangenheit eine 
stetige Siedlungsentwicklung stattgefunden hat. So wurden seit 1998 zahlreiche Bau-
gebiete ausgewiesen. Die ausgewiesenen Bauparzellen und die meisten Baulücken 
(Privatgrundstücke) im Ortsteil Illschwang sind zwischenzeitlich bebaut.  

Auf Grund der guten Wohnqualität und der intakten Infrastruktur ist der Bedarf an Bau-
grundstücken in der Ortschaft Illschwang nach wie vor groß; dies gilt nicht für die 
anderen kleinen Ortschaften der Gemeinde. Insbesondere bauwillige junge Familien 
haben einen Bedarf an Baugrundstücken im Ort Illschwang, den die Gemeinde Illschwang 
momentan nicht mehr decken kann. Nach der Erschließung des Baugebietes „Am Sand-
äckerweg II (BA 2)“ waren die 5 neuen Bauparzellen innerhalb weniger Wochen 
verkauft.“  

                                          
3
 PRESSEMITTEILUNG Nr. 9/2013, Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB) - www.bib‐demografie.de/...   

4
 Angaben und tabellarische Aufstellung:  Verwaltungsgemeinschaft Illschwang, Herr HOLLER, Mail  vom 10.10.2017  und  tel. Februar 2018  
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„Die Gemeinde Illschwang will vor diesem Hintergrund ihre Siedlungspolitik konsequent 
fortsetzen und die im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Wohnbaugebiete nach und 
nach realisieren. Diese Flächen wären grundsätzlich geeignet, um den Baulandbedarf zu 
bedienen. Allerdings sind die jeweiligen Eigentümer dieser Flächen derzeit nicht bereit, 
die Flächen zu verkaufen; dies gilt auch für die letzten Baulücken im Hauptort Illschwang. 
…  

Die vorhandenen „Flächenreserven im Flächennutzungsplan von rund 18 ha Umfang in 
allgemeinen Wohngebieten und von rund 9 ha Umfang in Mischgebieten“5 stehen mit 
Ausnahme der hier überplanten Flächen nicht zur Verfügung: die Flurnummern 494 und 
492 (Teilfläche) konnten erworben werden, sonstige in Privatbesitz befindlichen Flächen 
sind wegen fehlender Abgabebereitschaft der Eigentümer nicht zu erwerben. Die 
Gemeinde prüft welche der nicht zur Verfügung stehenden Flächen auf Grund von 
Faktoren wie zum Beispiel wildabfließendes Wasser, Bestand wertvoller und geschützter 
Lebensräume, oder Verdacht auf Bodendenkmälern aus der Darstellung im Flächen-
nutzungsplan herausgenommen werden sollten. Diese Prüfung kann auf Grund des 
dringenden Bedarfs nicht abgewartet werden.“   

Die Potenziale der Innenentwicklung sind ausgeschöpft: Von den 14 Parzellen im 2018 
rechtskräftig werdenden Baugebiet „Sandäcker III“ sind jetzt bereits sechs6 vergeben, 
die Gemeinde rechnet mit einem schnellen Verkauf der restlichen acht Parzellen.   
Im für junge Familien attraktiven Hauptort gibt es in den bestehenden rechtskräftigen 
Baugebieten, sowie bei anderen bebaubaren Flächen wie etwa Brachflächen oder 
Baulücken im Innenbereich, ansonsten keine unbebauten, zu erwerbenden Bauparzellen. 
Gebäudeleerstände und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten, die sich zur Befriedigung 
der Nachfrage eignen, sind nicht vorhanden.    

 

 Inhalte und wichtigste Ziele des Bauleitplans  

Zielsetzung der Gemeinde ist es mit diesem Bebauungsplan die Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung zu befriedigen, sozial stabile Bewohnerstrukturen zu erhalten, die Vor-
aussetzungen für die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung zu schaffen und 
dabei die Voraussetzungen für Kosten sparendes Bauen zu schaffen. Jungen Familien mit 
Kindern soll ausreichend Baugrund zur Verfügung stehen, der Abwanderung junger Be-
völkerungsschichten soll entgegen gewirkt werden (Belang nach § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). 

Dabei ist zu beachten:   
Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sind aufgrund § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauGB bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans als Grundlagen der Abwägung immer zu berücksichtigen und nach § 1 Abs. 7 
BauGB gerecht abzuwägen.   

Die bedeutsamen Ziele des Umweltschutzes für den Bebauungsplan sind:  

 Beeinträchtigungen der Schutzgüter Fläche und Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, Mensch, Tiere und Pflanzen (und deren Lebendräume) sind grundsätzlich 
so gering wie möglich zu halten;  

 insbesondere sind die Belange des Menschen hinsichtlich des Lärms und sonstigen 
Immissionsschutzes sowie der Erholungsfunktion und die Kultur- und sonstigen 
Sachgüter (z.B. Schutz von Bodendenkmälern) zu berücksichtigen; deshalb wird im 
Vorfeld der Baugebietsausweisung bzw. vor der Parzellierung die gesamte Planungs-
fläche archäologisch qualifiziert untersucht, auch um die Kosten für den einzelnen 
Bauwerber zu reduzieren;  

                                          
5
 Schreiben der Regierung der Oberpfalz ‐ Höhere Landesplanungsbehörde in Abstimmung mit dem Sachgebiet Städtebau  (SG 24) Zeichen: 

ROP‐SG24‐8314.11‐75‐2‐5  vom 29.12.2016  
6
 Gemeindeverwaltung Illschwang, Herr Holler – Mail vom 20.03.2018  
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 nachteilige Auswirkungen auf die Lebensraumfunktion von Pflanzen und Tieren sind 
soweit wie möglich zu begrenzen, das heißt Beeinträchtigungen wertvoller Lebens-
raumstrukturen oder für den Biotopverbund wichtiger Bereiche sind wo möglich zu 
vermeiden;  

 Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes auch im überörtlichen 
Zusammenhang sind soweit wie möglich zu vermeiden; durch bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche sowie grünordnerische Festsetzungen ist eine ansprechende 
Gestaltung und Einbindung des Baugebiets in das Orts- und Landschaftsbild zu 
gewährleisten;  

 die Versiegelung von Boden ist möglichst zu begrenzen, sonstige vermeidbare 
Beeinträchtigungen des Schutzguts sind zu vermeiden; 

 nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser (Grundwasser und Oberflächen-
gewässer) sind entsprechend den jeweiligen Empfindlichkeiten (z.B. Grundwasser-
stand, Betroffenheit von Still- und Fließgewässern) so gering wie möglich zu halten; 

 Auswirkungen auf das Kleinklima (zum Beispiel Berücksichtigung von Kaltluftabfluß-
bahnen), die Immissionssituation und sonstige Beeinträchtigungen der Schutzgüter 
Klima und Luft sind auf das unvermeidbare Maß zu begrenzen. 

 

Zwangsläufig gehen mit jeder Wohngebietsausweisung unvermeidbare Be-
einträchtigungen der Schutzgüter einher, die ab Kapitel 3.7 ab Seite 27 genauer 
behandelt werden.  Aufgrund der landschaftlich reizvollen Lage am Ortsrand und der 
Lage im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet wird das Schutzgut Landschaft besonders 
gründlich untersucht und behandelt.  

Die Belange … des Denkmalschutzes … und die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes (§ 1 Absatz 6 Nr. 5 BauGB) als Grundlage der Abwägung werden ab 
Seite 23 behandelt.    

 

 Planungsrechtliche Voraussetzung und Vorgaben für 
das Plangebiet  

Ein Landschaftsplan liegt für die Gemeinde Illschwang nicht vor, der Flächennutzungsplan 
liegt nur für die Ortsbereiche vor (Vorgaben des FNP siehe Seite 14).  

Landesentwicklungsprogramm und Regionalplan  

Die Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms Bayern werden mit der vorliegenden 
Planung umgesetzt: So gibt das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 
1.9.2013 vor:   
LEP 1.2.1 „(G) Die raumstrukturellen Voraussetzungen für eine räumlich möglichst aus-
gewogene Bevölkerungsentwicklung des Landes und seiner Teilräume sollen geschaffen 
werden.“ LEP 1.2.1 (Z) Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungs-
entwicklung, zu beachten. „Die Abwanderung der Bevölkerung soll insbesondere in 
denjenigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, 
vermindert werden“ (LEP 1.2.2 - G).   
„Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen aus-
gerichtet werden“ (G – LEP 3.1 Flächensparen). „Diese ist dann gewährleistet, wenn 
sich der Umfang der Siedlungstätigkeit vorwiegend an der Erhaltung und angemessenen 
Weiterentwicklung der gewachsenen Siedlungsstrukturen orientiert. Dabei sind neben 
ökologischen, ökonomischen und sozialen auch baukulturelle Aspekte zu berück-
sichtigen“ (LEP S. 40 3.1 B).   
„Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der 
ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden“ (G - LEP 3.1 Flächensparen)  
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LEP 3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung – Ziel: „In den Siedlungsgebieten 
sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. 
Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung 
stehen.“  

„(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige 
Siedlungsstruktur sollen vermieden werden.“   
„Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten 
auszuweisen“ (Z – LEP Siedlungsstruktur 3.3 Vermeidung von Zersiedelung).   

Das geplante Wohngebiet ermöglicht die Befriedigung der hohen Nachfrage nach Wohn-
bebauung (insbesondere Einfamilienhäuser) im Anschluss an vorhandene Bebauung 
(Nachfrage, Potenziale der Innenentwicklung und Bevölkerungsentwicklung siehe oben ab 
Seite  16).  

Im Regionalplan der 
Region Oberpfalz-Nord ist 
der Geltungsbereich im 
Landschaftlichen Vor-
behaltsgebiet Nr. 28 
„Oberpfälzer Kuppenalb 
und östliche Alb-
abdachung“ dargestellt 
(x-Schraffur in der 
Abbildung 4; die senk-
rechte Schraffur stellt ein 
Landschaftsschutzgebiet 
dar).  

  

 Abbildung 4 ‐ Regionalplan der Region Oberpfalz‐Nord – Ausschnitt aus Zielkarte 3 

„Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete stellen ausgewählte Räume dar, die aufgrund 
Art. 18 Abs. 2 Nr. 3 BayLPG im Regionalplan ausgewiesen werden, und in denen den 
Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht 
zukommt …“(Regionalplan B I 2.1).  „Bei landschaftsverändernden Maßnahmen oder 
neuen Nutzungen ist sorgfältig zu prüfen, ob Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
oder der natürlichen Grundlagen zu erwarten sind. Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 
können durch angemessene Erholungseinrichtungen bereichert und ergänzt werden.“  

Nach der Begründungskarte 1 Raumstruktur ist der Bereich um Illschwang in Bezug auf 
die „Ökologisch-funktionelle Raumgliederung“ als „Gebiet mit mäßiger Belastbarkeit 
(kleinteilige Nutzung)“ gekennzeichnet. „Die landschaftliche Vielfalt der Gebiete mit klein-
teiligen Nutzungen, … soll im Einklang mit den ökologischen Gegebenheiten erhalten 
werden“ (Regionalplan7 Ziel A II 3.2.2).  

Das Landschaftliche Leitbild aus dem Regionalplan wird auf Seite 36 behandelt.  

  
Die Vorgaben von Landesentwicklungsprogramm und Regionalplan wurden bei der 
Abwägung der unterschiedlichen Belange berücksichtigt.  

 

                                          
7
 Regionalplan der Region Oberpfalz‐Nord (6) http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/leistungen/regionalplanung/regionalpl6/rpl6‐

inhalt.htm Nov. 2016  
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Schutzgebiete 

Vogelschutzgebiete oder Naturschutzgebiete befinden sich nicht im Umfeld des Planungs-
gebietes. Südöstlich von Illschwang liegt das Landschaftsschutzgebiet LSG00191.05 
„Trockental oberhalb Ammerthal mit Hainsburg“, vom Geltungsbereich mindestens 300 m 
entfernt (siehe Abbildung 5: Landschaftsschutzgebiet grün gepunktet; Quelle Bayern-
Atlas8). Ansonsten sind im Geltungsbereich sowie dessen Umfeld keine Schutzgebiete 
nach den Naturschutzgesetzen ausgewiesen. 

 

Verbotstatbestände im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH‐Richtlinie und die sonstigen, nach nationalem Recht streng 
geschützten Arten sowie die Europäischen Vogelarten  

Der Punkt „Verbotstatbestände im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie und die sonstigen, nach nationalem Recht streng geschützten Arten sowie 
die Europäischen Vogelarten“ wird im Kapitel 3.8.1 ab Seite 33 abgehandelt. 

 

ABSP  

Das Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP)9 nennt für den Raum „um Illschwang –
Wolfsfeld“ folgende vordringlich (kurzfristig) erforderliche Naturschutzmaßnahmen:  
„10. Erhaltung, Wiederherstellung und Förderung von Trockenlebensräumen in der 
Frankenalb im Raum … um Illschwang-Wolfsfeld … (vgl. Abschn. 3.3.1, 3.3.3, 4.6, 4.7 
und Karte 2.3):  
− Weiterführung der bisherigen Pflegemaßnahmen  
− Regenerierung verbuschter und verfilzter Kalkmagerrasen und Wiedereinführung einer 

extensiven Nutzung 
− Anlage von Pufferzonen 
− Förderung extensiver Landnutzungsformen  
… (vgl. Abschn. 3.3.3).“  
Vordringlich (mittelfristig) erforderliche Naturschutzmaßnahmen sind laut ABSP:   
7. Erhaltung und Optimierung bzw. Aufbau von Trockenverbundsystemen, zur 
Förderung des Individuenaustausches zwischen Trocken- und Halbtrockenrasen. Nach 
Möglichkeit soll eine Beweidung im Rahmen von Triftweidesystemen wiederaufgenommen 
werden (unterschiedliche Beweidungsintensität in Abhängigkeit von der Biotop-
ausstattung) und Erstaufforstungen in sämtlichen Trockenlebensräumen mit landkreis-
bedeutsamen Artvorkommen unterlassen werden (vgl. Abschn. 3.3.1, 3.3.3, 4.7 und 
Karte 2.3). Insbesondere gilt dies: … im Sulzbacher Bergland um Illschwang-Wolfsfeld.“  
 

                                          
8
 Quelle: „geoportal.bayern.de/bayernatlas“ – Bay: Staatsminist. der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat Feb. 2018  

9
 ARTEN‐ UND BIOTOPSCHUTZPROGRAMM BAYERN LANDKREIS AMBERG‐SULZBACH März 2001 BayStMLU  
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Biotopkartierung, gesetzlich geschützte Biotope  

Im Geltungsbereich des Bauleitplans sowie unmittelbar angrenzend wurden bei der Bio-
topkartierung Bayern10 keine Strukturen erfasst (kartierte Biotope: waagrechte rote 
Schraffur im Bayern-Atlas, siehe Abbildung 5).  

 
Abbildung 5 ‐ Bestand mit Biotopen (Luftbild)   

Etwa 80 Meter nördlich des neuen Baugebiets liegt das Biotop 6536-0138-001 
(„Unmittelbar am Rand von Illschwang, auf leichten Hängen liegen fünf größere Streu-
obstbestände. Sie haben meist Anschluß an Gehöfte und Gärten und prägen das 
Siedlungsbild maßgeblich. Sie passen sich malerisch in die Landschaft ein. Es grenzen 
Wiesen und Äcker an die Bestände.“).   
Westlich des neuen Baugebiets liegen die Biotop-Nummern 6536-0137-004 und 6536-
0137-003 („TF .03: Nördlich der Straße ragt ein dichtes, aber eutrophiertes Schlehen-
gebüsch in den Acker.“ „TF .04: schmale, teilweise lückige Schlehen/Holunderhecke ent-
lang der aufgelassenen, ehemaligen Straße nach Illschwang“). 

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG gibt es im Planungsgebiet sowie den 
direkt angrenzenden Bereichen nicht.  

Eine vorhandene Hecke entlang der Ulrichstraße verhindert eine sinnvolle Erschließung 
und flächensparende Ausnutzung der betroffenen Flurnummern. Bei der vorliegenden 
Planung werden besondere Anstrengungen zur Verringerung des Eingriffs, zur Durch-
grünung und zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes erbracht – siehe unten (Ver-
meidungs-) Maßnahmen - deshalb wird die vorhandene Hecke nicht einfach beseitigt 
sondern an den neuen Ortsrand umgesetzt.   
                                          
10 Quelle: online‐Plattform „FIS‐Natur“ des Bay. LfU und „geoportal.bayern.de/bayernatlas“ des Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat  
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Wasserschutzgebiete, Oberflächenwasserabfluss   

Bestehende Wasserschutzgebiete liegen nicht im Bereich des geplanten Baugebiets und 
sind deshalb von der Gebietsausweisung nicht betroffen. Zum Grundwasserstand sind 
keine genaueren Kenntnisse vorhanden, ebenso wenig über Quellen oder Hangschicht-
wasser.  
Oberflächengewässer und festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht 
vorhanden. Wild abfließendes Wasser ist - etwa bei der Schneeschmelze - vor allem im 
Taltiefsten problematisch und steht einer Bebauung tiefer gelegener Bereich des Bau-
gebietes entgegen. Um Auswirkungen der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen auf 
das Baugebiet und darüber hinaus auf die Umwelt zu vermeiden, wurden Maßnahmen 
und Festsetzungen zum Schutz vor wild abfließendem Wasser getroffen (Ausbildung von 
Mulden im Bereich der Ortsrandeingrünung …). Das Gebiet liegt in einem Trockental am 
Hangfuß (Abbildung 611) zwischen dem Weidenberg (bis 538 m) und dem Kohlberg 
(563 m)12. Der Geltungsbereich weist Geländehöhen zwischen 486 m (im Nordwesten) 
und 476 m (im Südosten) auf. Das Gelände entwässert deshalb natürlicherweise nach 
Südosten, dort ist ein Regenrückhaltebecken anzulegen, welches Auswirkungen der Neu-
ausweisung auf tiefer liegende Bereiche verringern soll.   

  
Abbildung 6 ‐ Lage im Trockental, Geländehöhen   

Die bisherige Bewirtschaftung mit Ackerland führt zu Erosionsgefährdung. Die vor-
gesehene Nutzungsänderung verringert diese Gefahr.  

Auswirkungen: Auf der zur Bebauung vorgesehenen Fläche wird durch die Versiegelung 
der Oberflächenabfluss vermehrt und beschleunigt, das Rückhaltevolumen des belebten 
Bodens vermindert und die Grundwasserneubildungsrate herabgesetzt. Während des 
Baubetriebs ist mit erhöhter Erosionsgefahr bei offen liegenden Boden zu rechnen. Ver-
minderungsmaßnahmen (Festsetzungen zu versickerungsfähigen Oberflächen / Belägen) 
können die Auswirkungen reduzieren.  

Auf den privaten Bauparzellen ist dafür Sorge zu tragen, dass ein übermäßiger Ober-
flächenwasserabfluss auf benachbarte Grundstücke vermieden wird. 
                                          
11

 Bayern‐Atlas Feb. 2018 (https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/ © Daten: Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Bayerisches 
Landesamt für Umwelt, Bayerische Vermessungsverwaltung, EuroGeographics)  

12
 Angaben mittels Meßfunktion im Bayern‐Atlas ausgelesen – teilweise widersprüchlich zu den Angaben der Topographischen Karte im 
Bayern‐Atlas (am Weidenberg) – am Kohlberg stimmen beide Angaben überein. Im Geltungsbereich eigene Vermessungen Feb. 2018 
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Bei den Baumaßnahmen ist den Anforderungen des allgemeinen Grundwasserschutzes 
bzw. dem wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz des § 1 WHG in ausreichendem 
Maße Rechnung zu tragen. 

 

Baukultur, Denkmalschutz, Denkmalpflege, Orts‐ und Landschaftsbild  

Vollzug des Denkmalschutzgesetzes (DschG) und Belange nach § 1 Absatz 6 Nr. 5 
BauGB:  

  
Abbildung 7 ‐ Bodendenkmäler (flächig rot)  

 

Der Bayerische Denkmal-Atlas weist im 
Geltungsbereich keine bekannten Hin-
weise auf Bodendenkmäler aus13 (siehe 
Abbildung 7). Auf Grund des nur ca. 10 m 
nördlich gelegenen Bodendenkmals 
Nr. 107111 „Vorgeschichtliche 
Siedlung“ erfolgte eine vorgezogene Be-
teiligung des Bayerischen Landesamtes für 
Denkmalpflege in München (BLFD).  

In der Stellungnahme  vom 11.09.2017 (P-2017-4237-1_S2) schreibt das BLFD: 
„Bodendenkmalpflegerische Belange:   
In unmittelbarer Nähe zu oben genanntem Planungsgebiet befinden sich folgende 
Bodendenkmäler:   
Unmittelbar nördlich anschließend: D-3-6536-0061 - Vorgeschichtliche Siedlung.  
Etwas weiter nordwestlich D-3-6536-0030 - Bronzezeitlicher Bestattungsplatz mit 
verebneten Grabhügeln.   
Desgleichen sind westlich davon Funde bekannt, die auf mögliche Grabhügel hindeuten. 
Wegen der bekannten Bodendenkmäler in der Umgebung und wegen der siedlungs-
günstigen Topographie des Planungsgebietes, sind im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes weitere Bodendenkmäler zu vermuten.   
Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu vermuten 
sind, bedürfen gemäß Art. 7.1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmal-
rechtlichen Erlaubnis. Wir bitten Sie deshalb folgenden Text in die textlichen Hinweise auf 
dem Lageplan und ggf. in den Umweltbericht zu übernehmen:   
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denk-
malrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen 
Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen 
ist. Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren 
gegebenenfalls die fachlichen Anforderungen formulieren.   
Im Falle der Denkmalvermutung werden im Rahmen des Erlaubnisverfahrens auch 
Möglichkeiten zur Unterstützung des Antragstellers bei der Denkmalfeststellung geprüft. 
Informationen hierzu finden Sie unter: 
http://www.blfd.bayern.de/medien/denkmalpflege_themen_7_denkmalvermutung.pdf  
Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen Maßnahmen abhängig von Art und Umfang 
der erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können und recht-
zeitig geplant werden müssen. Sollte die archäologische Ausgrabung als Ersatz für die 

                                          
13

 Bayerischer DENKMAL‐ATLAS (geoportal.bayern.de/bayernatlas‐klassik und https://geoportal.bayern.de/bayernatlas) Januar 2018  
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Erhaltung eines Bodendenkmals notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nach-
bereitung der Ausgrabung zu berücksichtigen (u.a. Durchführungskonzept, 
Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung von Bebauungsplänen soll 
grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsfläche archäologisch qualifiziert 
untersucht werden, um die Kosten für den einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. 
BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege 
Informationen des BLfD 2004/I (B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Göhner]; BayVG 
München, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 29 K 00838, EzD 2.3.5 Nr. 2).  
Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst und des 
Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege zur Überplanung von (Boden-) Denkmälern 
entnehmen Sie bitte unserer Homepage: 
http://www.blfd.bayern.de/medien/rechtliche_grundlagen_bodendenkmal.pdf (Rechtliche 
Grundlagen bei der Überplanung von Bodendenkmälern).   
In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Ent-
scheidung vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 
[bestätigt durch die nachgehenden Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 
4. November 2008, Az.: 1 BvR 2296/08 & 1 BvR 2351/08, n. v.]) wird dringend 
angeregt, aus städtebaulichen Gründen geeignete Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB 
(z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20 [Bodendenkmal als „Archiv des Bodens“]) 
vorzunehmen. ….“ Soweit die Stellungnahme des BLFD.  

Das Orts- und Landschaftsbild wird im Kapitel 3.8.1 ab Seite 35 behandelt.  

Auswirkungen: Vor der Parzellierung soll die gesamte Planungsfläche archäologisch 
qualifiziert untersucht werden, die zuständigen Denkmalschutzbehörden sind bereits ein-
geschaltet.   
 
 

 Beschreibung der wesentlichen Grundzüge der 
Planung  

Auf der relativ ortszentrumsnahen Fläche, im Anschluss an vorhandene Bebauung, mit 
guter Anbindung (über die St 2146 – siehe Abbildung 1 auf Seite 13) an Sulzbach-
Rosenberg und die A 6 wird dringend erforderlicher neuer Wohnraum geschaffen. Durch 
Neupflanzungen bzw. Heckenverpflanzungen im Rahmen der neuen Ortsrandeingrünung 
wird die bisher nur entlang der Ulrichstraße teilweise vorhandene Ortsrandeingrünung 
ersetzt und wesentlich ausgeweitet, sowie die Vernetzung der Lebensräume verbessert.  

3.5.1 Erschließung, Ver‐ und Entsorgung  

Verkehr  

Die verkehrstechnische Erschließung der Bebauung erfolgt über eine 6 Meter breite 
Straße, die im Südosten in die Ulrichstraße mündet und im Nordosten in die Straße „Am 
Kuhberg“. Die Ulrichstraße führt im Südosten des Geltungsbereichs auf die Pesensrichter 
Straße und nach Nordosten zur Ortsmitte.   
Eine sichere Zufahrt zum Wohngebiet bei Notfällen wird durch die zwei Anbindungen an 
vorhandene Siedlungsstraßen sichergestellt, so dass etwa auch bei Bauarbeiten noch 
mindestens eine Anbindung gewährleistet ist.   
Der bestehende Feldweg im Norden des Baugebietes wird in die Erschließungsstraße 
integriert, seine Fortsetzung Richtung Pesensricht bleibt in ihrer jetzigen Funktion 
erhalten. Diese wird weiterhin auch als Wanderweg vom Ort Richtung Waldrand genutzt.  

Die Ortsmitte von Illschwang, die dortigen Bushaltestellen, sowie Kindergarten und 
Schule, die Kirche, eine Arztpraxis und Einkaufsmöglichkeiten sind nicht nur mit dem KFZ 
sondern auch zu Fuß gut zu erreichen.  
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Kanäle  

Das geplante Gebiet kann ordentlich an die gemeindliche Abwasseranlage angeschlossen 
werden (im Trennsystem).  

Das anfallende Schmutzwasser gelangt über einen neu zu erstellenden Schmutzwasser-
kanal zu dem bestehenden Schmutzwasserkanal entlang der Pesenrichter Straße. Dieser 
leitet das Schmutzwasser zur Kläranlage. 

Das Oberflächenwasser der Parzellen sollte, wenn möglich, über die belebte Boden-
zone versickert werden. Die entsprechenden Regelwerke und Vorschriften sind dabei zu 
beachten. Dritte dürfen durch die Versickerung nicht beeinträchtigt werden.   
Grundsätzlich ist jedoch zur Ableitung des Oberflächenwassers ein neu zu erstellender 
Regenwasserkanal vorgesehen. Dieser leitet das Oberflächenwasser dem neuen naturnah 
gestalteten Regenrückhaltbecken auf Flurnummer 494 zu (im Südosten des Geltungs-
bereichs). Das Regenrückhaltebecken muss nach ersten Vorbemessungen ein Mindest-
Volumen von ca. 240 m³ aufweisen.  
Vom Regenrückhaltebecken gelangt das gedrosselte Regenwasser in den nur zeitweise 
wasserführenden Graben auf den Fl.Nr. 45 (ein Gewässer 3. Ordnung laut Herrn Fröhlich 
vom Wasserwirtschaftsamt Weiden, mündlich am 18.10.2017). Dieser leitet das Wasser 
aus dem Baugebiet zusammen mit den Niederschlagswässern aus dem Gesamteinzugs-
gebiet ab. Die entsprechenden wasserrechtlichen Genehmigungen sind - soweit noch 
nicht erfolgt - im Zuge der weiteren Planungen zu beantragen 

 

Wasserversorgung  

Der Anschluss an die bestehende örtliche Wasserversorgung ist jederzeit möglich. Der 
Anschluss erfolgt über das bestehende Ortsnetz. Zuständig ist der Wasserzweckverband 
Illschwang-Gruppe. Es wird empfohlen, nach § 5 WHG, sparsam mit Wasser umzugehen. 
Die Vermeidung von Flächenversiegelungen, die Regenwassernutzung und die 
Verwendung von wassersparenden Armaturen und Einrichtungen sollte berücksichtigt 
werden. 
 

Energieversorgung  

Die Stromversorgung erfolgt über Erdverkabelung durch die Bayernwerk AG.  

  

Müllentsorgung 

Diese ist sichergestellt durch die Abfallentsorgung des Landkreises Amberg-Sulzbach. 
Sämtliche Straßen sind für die Befahrung mit vierachsigen Müllfahrzeugen ausgelegt.  
 

Telekommunikation 

Um die Anbindung des Baugebietes zu sichern sind zur Unterbringung von Tele-
kommunikationslinien in allen Straßen geeignete und ausreichende Trassen vorzusehen.  
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 Begründung der städtebaulichen und 
grünordnerischen Festsetzungen  

Aus den unter 3.2 genannten Gründen ergibt sich die Art der baulichen Nutzung (§ 9 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB): Das Bauland wird als Allgemeines Wohngebiet (§ 4 Abs. 1 und 2 
BauNVO) festgesetzt. Mit der Festsetzung des Baugebietes als Allgemeines Wohngebiet 
wird der in § 4 BauNVO enthaltene Katalog von zulässigen Nutzungen Bestandteil des 
Bebauungsplanes, einschließlich der in § 4 BauNVO vorgesehenen ausnahmsweise 
zulässigen Vorhaben, hier konkret § 4 Abs. 3 BauNVO. Mit der Festsetzung des All-
gemeinen Wohngebietes sind somit „nichtstörende Gewerbebetriebe" nach der Regelung 
des § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise, d. h. mit einer entsprechenden 
Entscheidung im Baugenehmigungsverfahren über die ausnahmsweise Zulässigkeitskraft 
der gesetzlichen Regelung zu beurteilen. Vorrichtungen zur Erzeugung von Fernwärme 
zur Versorgung der umliegenden Wohnbebauung, auch außerhalb des Gebietes, 
einschließlich des nicht störenden Gewerbes, sind gewünscht, soweit Nachfrage besteht;  
letztere um moderne, umweltfreundliche Wärmeversorgungssysteme grundsätzlich zu 
ermöglich.   

Um dem Landschafts- und Ortsbild sowie den anderen zu berücksichtigenden Belangen 
gerecht zu werden und um den Eingriff zu minimieren ohne die Gestaltungsfreiheit für die 
einzelnen Baumaßnahmen mehr als nötig einzuschränken, werden Festsetzungen zu 
Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB), Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB) und Abstandsflächen, zum Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
getroffen:  

Die maximale Anzahl an Wohneinheiten beträgt im Bereich der Parzellen 1 bis 9 (Orts-
rand) maximal 2 Wohneinheiten pro Baukörper und ausgewiesener Parzelle (eine Doppel-
haushälfte zählt hierbei als ein Baukörper) um die Ausbildung größerer Baukörper und 
damit negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu verhindern.   
Im Bereich der Parzellen 10 bis 20 (innerer Teil des Baugebietes) wird die maximale 
Anzahl an Wohneinheiten auf maximal 4 Wohneinheiten pro Baukörper und aus-
gewiesener Parzelle festgesetzt, um bei vorhandener Nachfrage flächensparenden 
Geschoßwohnungsbau durch die Zusammenlegung von dargestellten Bauparzellen zu 
ermöglichen.  

Zur landschaftlichen Einbindung des Baugebietes und um Auswüchse verhindern, etwa 
um große Höhenunterschiede zwischen benachbarten Gebäuden zu verhindern, wurden 
für das gesamte Allgemeine Wohngebiet Festsetzungen zur Höhe von Hauptgebäuden 
getroffen, die die maximale Gebäudehöhe und die maximale talseitige Wandhöhe regeln 
(siehe Kapitel 1.4.5 ab Seite 5). Die Festsetzungen zur Gestaltung dienen dem Schutz 
von Orts- und Landschaftsbild. Als Grundlage der Festsetzungen zu den Vollgeschossen 
dient die Begriffsbestimmung14 in Art. 2 (5) BayBO in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4. August 1997.  

Um Beeinträchtigung der Anwohner und Anlieger zu vermeiden, sind pro Wohneinheit 
mindestens 1 Stellplatz mit 5,0 Meter Abstand zur Straße nachzuweisen.  

Die Festsetzungen zur Grünordnung dienen dem Schutz des Bodens, des Oberflächen-
wassers, dem Artenschutz (zum Beispiel Verzicht auf hohe Zaunsockel), also dem Schutz 
von Natur und Landschaft und der menschlichen Lebensgrundlagen. 

                                          
14

 Art. 2 (5) BayBO in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 1997: „Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der 
natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die 
natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche.“ 
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Eingrünungsmaßnahmen sind für das Orts- und Landschaftsbild notwendig und erfüllen 
ökologische Funktionen. Deshalb werden zu pflanzende Bäume festgesetzt bei freier 
Standortwahl. An den im Planteil dargestellten Baumstandorten kann es aufgrund von 
Grundstückszufahrten oder aus anderen Gründen (unterirdische Leitungen) erforderlich 
werden, von den Standorten in der Planzeichnung abzuweichen. Um eine ausreichende 
Flexibilität zu ermöglichen ist daher das Abweichen zulässig. Neben gestalterischen 
Gesichtspunkten dient die Anpflanzung von Bäumen als ökologische Maßnahme dem 
Kleinklima, da Bäume temperaturregulierend und CO2-bindend wirken sowie Staub und 
Kleinstpartikel aus der Luft filtern können.  

Vorgaben zur Einfriedung, Aufschüttungen und Abgrabungen dienen in erster Linie der 
Vermeidung nachbarschaftlicher Konflikte, aber auch der Eingriffsminimierung in Bezug 
auf Orts- und Landschaftsbild.  

Die Festsetzung von Schutzzonen zu Ver- und Entsorgungstrassen sowie von Mindest-
abständen zum Fahrbahnrand soll dafür Sorge tragen, dass Gehölzpflanzungen nicht 
technische Einrichtungen beeinträchtigen und deshalb später wieder beseitigt werden 
müssen.  

 

 Gesunde Wohn‐ und Arbeitsverhältnisse, Mensch 
und Bevölkerung  

Wasserschutzgebiete usw. werden auch im Hinblick auf ihre Bedeutung für den 
Menschen im Kapitel 3.4 behandelt. Die Erholungseignung wird unten im Zusammen-
hang mit dem Orts- und Landschaftsbild behandelt (Kapitel 3.8.1 ab Seite 35).  

Aus der Stellungnahme des Immissionsschutzes am Landratsamt: „Laut Planunterlagen 
soll dieses WA-Gebiet auch Erweiterungsflächen für einen ortsansässigen nicht störenden 
Gewerbebetrieb incl. Betriebsleiterwohnung bieten. Nicht störende Gewerbebetriebe sind 
laut BauNVO in WA-Gebieten zulässig. Es befinden sich bereits weitere Gewerbebetriebe 
im Umfeld des geplanten WA-Gebiets. Der ausgesiedelte metallverarbeitende Betrieb 
Hartmann befindet sich ca. 200 m südöstlich des Plangebiets. Für diesen liegt der rechts-
kräftige BP vom 22.11.2016 vor, in dem Lärmkontingente festgesetzt wurden. Die 
potentiell lärmemittierenden Öffnungen / Tore sowie das Betriebsgelände sind abgewandt 
vom geplanten WA-Gebiet Richtung Osten orientiert. Zudem befinden sich der eher als 
lärmarm einzustufende gewerbliche Betrieb Weiß (Haus-Nr. 11 a) ca. 40 m sowie der 
kleinere Schreinereibetrieb Englhard (Möbeltischler; Hausnr. 9) ca. 90 m östlich des Plan-
gebiets. Lärmprobleme der beiden letztgenannten Betriebe mit der bereits vorhandenen 
Wohnbebauung im nördlichen und westlichen Umfeld sind dem Unterzeichner nicht be-
kannt. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ist von einer Verträglichkeit der neu ge-
planten Wohnnutzungen mit den vorhandenen gewerblichen Nutzungen auszugehen.“15 

Die Fläche dient weder dem Lärmschutz noch hat sie besondere Bedeutung für die 
Luftreinhaltung. Die an den Planungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen müssen bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung keine Einschränkungen 
hinnehmen. Es kann zum Beispiel durch das Ausbringen von Gülle und Jauche eine 
temporäre Beeinträchtigung des Baugebiets durch Gerüche erfolgen. Diese ist nach 
geltender Rechtslage hinzunehmen. Darüber hinausgehende, schädliche Umwelteinflüsse 
auf das geplante Baugebiet sind nicht erkennbar. 

                                          
15 Landratsamt Amberg‐Sulzbach, Immissionsschutz, Schreiben vom 08.08.2018 im Zuge der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB  
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Während der Bauphase ist mit baubedingten Belastungen durch den Baustellen-
betrieb und den damit zusammenhängenden Fahrverkehr zu rechnen (Lärm, Staub, 
optische Reize). Sie werden als unerheblich eingestuft, da sie zeitlich begrenzt auftreten 
und keine bleibenden Folgen für die Wohn- und Erholungsfunktionen sowie das Wohl-
befinden und die Gesundheit haben. Durch die Realisierung des Wohngebiets wird es zu 
einer geringen Zunahme des Verkehrs kommen. Bestehende Wohngebiete werden auf-
grund der überschaubaren Größe der Bauflächenausweisung und der Lage nicht nennens-
wert zusätzlich belastet.   
Bestehende Siedlungen werden auch durch sonstige Auswirkungen der geplanten Bau-
gebietsausweisung nicht relevant beeinträchtigt. Es ist grundsätzlich darauf zu achten, 
dass benachbarten Parzellen nicht übermäßig Oberflächenwasser zufließt. 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie werden empfohlen. Die grundsätzliche Möglichkeit von Blockheizkraftwerken im 
Baugebiet mit Fernwärmeversorgung mit nachwachsenden Rohstoffen (Hackschnitzel 
oder Ähnliches) ist ein Schritt in diese Richtung.  

Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern sind sicher zu stellen, die Voraussetzung hierfür sind gegeben. 

Ergebnis: Aufgrund der wenig dichten Bebauung (Ausweisung als Allgemeines Wohn-
gebiet WA) und der Lage ist mit einer geringen Beeinträchtigung des Schutzgutes 
Mensch, seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu rechnen; gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung sind 
gewährleistet.  

 

 Begründung zur Grünordnung, Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege  

„Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlagen für Leben 
und Gesundheit des Menschen … im besiedelten und unbesiedelten Bereich … zu 
schützen, …; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 
erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft“ (aus § 1 BNatSchG).  

„Grünordnungspläne sind von der Gemeinde aufzustellen, sobald und soweit dies aus 
Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist; …“ (Art. 4 Abs. 2 
BayNatSchG).  

Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung 
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Warum hier kein Umwelt-
bericht als Teil der Begründung folgt wird auf Seite 45 dargelegt.  

Aber auch ohne Umweltbericht sind die Belange nach § 1 Absatz 6 BauGB zu 
berücksichtigen und nach § 1 Absatz 7 BauGB gerecht abzuwägen. Nach § 2 Absatz 3 
BauGB sind „Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), 
zu ermitteln und zu bewerten.“  

Durch die Lage in einem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet kommt den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht bei der gemeindlichen 
Abwägung zu (Quelle: Regionalplan - siehe auch Seite 18).  
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3.8.1 Umweltbezogene Auswirkungen, Belange des Umweltschutzes 

Die während oder nach der öffentlichen Auslegung, beziehungsweise der Beteiligung der 
Träger Öffentlicher Belange gewonnenen zusätzlichen Erkenntnisse zu den jeweiligen 
Schutzgütern wurden nachträglich eingearbeitet.  
 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante)  

Wenn das Baugebiet nicht errichtet würde, würden ca. 2 ha nicht als landwirtschaftliche 
Flächen verloren gehen. Es wäre zu erwarten, dass die derzeitige intensive Nutzung des 
Ackers fortgeführt würde, mit der daraus folgenden Beeinträchtigung auch der 
angrenzenden Lebensräume (Hecken, zeitweise wasserführendes Gewässer im Taltiefsten 
usw.) und möglicherweise des Grundwassers. Die zumindest zeitweise Beeinträchtigung 
der Hecken durch die Baumaßnahmen würde nicht erfolgen. Die Bodenerosion würde im 
Vergleich mit dem geplanten Wohngebiet auf einem höheren Niveau bleiben. Die Ver-
siegelung von bis zu 7.500 m² würde unterbleiben.  
 

Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen (Fach‐) Plänen  

Ein Landschaftsplan liegt nicht vor. Die Darstellungen von sonstigen Plänen, insbesondere 
des Wasserrechts, Abfall- und Immissionsschutzrechts werden – soweit von Belang - im 
Kapitel 3.4 ab Seite 18 behandelt.  
 

Natura 2000‐Gebiete – Schutzzweck und Erhaltungsziele    

Natura 2000-Gebiete sind durch die Planung nicht betroffen.  
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Pflanzen, Tiere und deren Lebensräume, biologische Vielfalt  

Als potenzielle natürliche Vegetation nennt das Bayerische Fachinformationssystem 
Naturschutz (Bay. FIS16) den „Waldgersten-Buchenwald im Komplex mit Waldmeister-
Buchenwald; örtlich mit Christophskraut-Waldgersten-Buchenwald sowie punktuell 
Seggen-Buchenwald, Schwalbenwurz- und Bergulmen-Sommerlinden-Block-
wald“ („N3c“); Vorkommensgebiet gebietseigener Gehölze „5.2 Schwäbische und 
Fränkische Alb“; ABSP Schwerpunktgebiet „371J Kuppenalb westlich Amberg“; ABSP 
Naturraumziele: „371-081-A Hochfläche der Mittleren Frankenalb“.   

Die vorhandene Vegetation im Bearbeitungsgebiet ist durch die menschliche Nutzung 
geprägt: Der Geltungsbereich wird intensiv als landwirtschaftliche Ackerfläche mit 
Hecken und Altgrasfluren auf den Böschungen genutzt (siehe auch Abbildung 8 - Blick 
vom Straßenrand über das Baugebiet auf die zu versetzende Hecke auf Seite 30).   

 
Abbildung 8 ‐ Blick vom Straßenrand über das Baugebiet auf die zu versetzende Hecke  

Die Vegetationsstruktur und Flächennutzung des Gebiets ist im unten abgebildeten 
Luftbild zu sehen, Biotope sind rot schraffiert (Abbildung 10).    

Naturschutzfachlich bedeutsame, seltene Arten der Pflanzen- und Tierwelt sind nicht zu 
erwarten. Die Ackerfläche weist auf Grund der intensiven Nutzung für das Schutzgut 
Tiere und Pflanzen eine geringe Bedeutung auf.  

                                          
16

 Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz, FIS‐Natur Online (FIN‐Web):  http://fisnat.bayern.de/finweb Feb. 2018  



   BEGRÜNDUNG 

Bebauungsplan + GOP „Am Weidenberg“  Illschwang  -  Endfassung vom 19. Sept. 2018  Seite 31  

Auf Böschungen und Restflächen sind Gehölzbestände und Altgrasfluren zu finden mit 
höherer Bedeutung für das Schutzgut (Biotope siehe unten). Insgesamt ist für die 
naturschutzfachliche Wertigkeit des Geltungsbereichs das räumliche Nebeneinander 
verschiedener Lebensräume von Bedeutung.  

 
Abbildung 9 ‐ Bestand 10.09.2017 (Vermessung Feb. 2018)   

 
Nördlich des Gebietes liegt Biotop 6536-0138-001: „Unmittelbar am Rand von 
Illschwang, auf leichten Hängen liegen fünf größere Streuobstbestände. Sie haben meist 
Anschluss an Gehöfte und Gärten und prägen das Siedlungsbild maßgeblich. Sie passen 
sich malerisch in die Landschaft ein. Es grenzen Wiesen und Äcker an die 
Bestände“ (Zitate aus der Biotopbeschreibung in http://fisnat.bayern.de/finweb).  

Westlich des neuen Baugebiets liegen die Biotop-Nummern 6536-0137-004 und 6536-
0137-003 („TF .03: Nördlich der Straße ragt ein dichtes, aber eutrophiertes Schlehen-
gebüsch in den Acker.“ „TF .04: schmale, teilweise lückige Schlehen/Holunderhecke ent-
lang der aufgelassenen, ehemaligen Straße nach Illschwang“). „Östlich von Pesenricht 
führt ein Trockental zwischen den bewaldeten Rücken im Norden und Süden Richtung 
Illschwang. Die Feldflur wird mit Wiesen und Äckern intensiv genutzt. Am mittleren 
Nordhang führt die Trasse der Straße nach Illschwang. Entlang der Straße finden sich  
kleinere Gebüsche, Hecken und die talüberquerende Baumhecke der TF .01.“ (aus der 
Biotopbeschreibung in http://fisnat.bayern.de/finweb). 
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Abbildung 10 ‐ Bestand (Luftbild mit kartierten Biotopen – rot schraffiert)  

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG gibt es im Planungsgebiet sowie den 
direkt angrenzenden Bereichen nicht.  

Eine vorhandene Hecke entlang der Ulrichstraße verhindert eine sinnvolle Erschließung 
und flächensparende Ausnutzung der betroffenen Flurnummern. Bei der vorliegenden 
Planung werden besondere Anstrengungen zur Verringerung des Eingriffs, zur Durch-
grünung und zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes erbracht – siehe unten (Ver-
meidungs-) Maßnahmen, deshalb wird die vorhandene Hecke nicht einfach beseitigt 
sondern an den neuen Ortsrand umgesetzt.   

Auswirkungen (mit Ausführungen zum speziellen Artenschutzrecht): Durch die 
Realisierung des Baugebiets werden überwiegend als Acker intensiv genutzte landwirt-
schaftliche Nutzflächen in Anspruch genommen, die nur eine relativ geringe Bedeutung 
als Lebensraum von Pflanzen und Tieren. Gehölzbestände und Altgrasfluren der 
Böschungen sind soweit möglich zu erhalten, in der Regel wird dies hier nicht möglich 
sein, dann sind die Hecken zu versetzen. Die Vielfalt an benachbarten Lebensräumen 
bleibt dadurch auch nach Durchführung des Eingriffs mindestens gleich.  
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Neben dem unmittelbaren Lebensraumverlust durch Überbauung und Umbruch können 
benachbarte Lebensraumstrukturen grundsätzlich auch durch indirekte Effekte wie 
Verlärmung, Beschattung, Veränderungen des Kleinklimas etc. beeinträchtigt werden. Die 
räumliche Nähe zur Straße nach Pesensricht (Anbindung von Illschwang an die Autobahn) 
mit ihren Emissionen bzw. Störungen durch Lärm oder Licht ist, insbesondere für 
empfindliche Arten der Fauna, als bestehende Vorbelastung zu werten. Erhebliche 
zusätzliche Beeinträchtigungen sind deshalb nicht zu erwarten. Schutzgebiete sind von 
der Baugebietsausweisung nicht betroffen. Baubedingte Auswirkungen durch 
Zerschneidung von Lebensräumen von Arten mit größeren Arealansprüchen gibt es nicht, 
da keine großflächigen Biotopkomplexe neu zerschnitten werden. Es ist eine 
Verschiebung des Artenspektrums (Flora und Fauna) in Richtung auf vermehrt an 
Siedlungen angepasste Arten zu erwarten. Die neu entstehende Ortsrandeingrünung zum 
Teil mit Ausgleichsflächen trägt zur Minderung des Eingriffs bei. Während des Bau-
betriebs ist mit gewissen Beeinträchtigungen zu rechnen. 

 

Verbotstatbestände: Sowohl im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie und die sonstigen, nach nationalem Recht streng geschützten Arten sowie 
die Europäischen Vogelarten gelten folgende Verbote:   
Schädigungsverbot:  Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten und damit verbundene vermeidbare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer 
Entwicklungsformen. Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische 
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt wird.    
Störungsverbot:  Erhebliches Stören der Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 
Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. Abweichend davon liegt ein Verbot 
nicht vor, wenn die Störung zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Population führt.    
Tötungsverbot:  Gefahr von Kollisionen, wenn sich durch das Vorhaben das Kollisions-
risiko für die jeweiligen Arten unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schaden-
vermeidungsmaßnahmen signifikant erhöht. Die Verletzung oder Tötung von Tieren und 
die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen, die mit der Beschädigung 
oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten verbunden sind, werden im 
Schädigungsverbot behandelt. 

Auf Grund der strukturarmen Lebensräume ist das Vorkommen artenschutzrechtlich 
bedeutsamer Arten nicht zu erwarten; die Hecken wurden bereits außerhalb der 
Vegetationsperiode auf Stock gesetzt, so dass Brutvögel nicht zu erwarten sind.   
Deshalb sind nach Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde weiterführende Unter-
suchungen nicht nötig.   

Biologische Vielfalt: Die Artausstattung und Zusammensetzung der Lebensräume im 
vorliegenden Untersuchungsbereich ist als für den Landschaftsraum unterdurchschnittlich 
bis durchschnittlich zu bezeichnen. Die vorliegenden Flächen sind durch die bestehende 
Nutzung und die angrenzende Bebauung sowie die beiden Straßen insbesondere für 
besonders empfindliche Arten bereits erheblich beeinträchtigt.  

Ergebnis: Eine Verschlechterung der biologischen Vielfalt durch die vorgesehene 
Bebauung und erhebliche Umweltauswirkungen für dieses Schutzgut sind nicht zu 
erwarten. Entsprechend den obigen Ausführungen werden insgesamt keine Verbots-
tatbestände nach § 44 BNatSchG hervorgerufen.   
Es sind Umweltauswirkungen geringer bis mittlerer Erheblichkeit für das Schutzgut 
Pflanzen und Tiere zu erwarten. 
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Boden und Fläche  

Der Untersuchungsraum befindet sich in der naturräumlichen Untereinheit `Hochfläche 
der Mittleren Frankenalb` (081-A, Haupteinheit „D61“ „Fränkische Alb“). Die Geologische 
Karte 1 : 500.000 17 ordnet das Gebiet dem „Malm (Weißer Jura)“ zu, „Mergel-, Kalk- u. 
Dolomitstein, im Profil A-A‘ im Molasseuntergrund nach S Übergang von germanischer in 
helvetischer Fazies“.   
„Vor allem in steileren Hanglagen auf Malmkalken herrschen (Mull-)Rendzinen vor, die 
auf ebeneren Flächen in Braunerden übergehen“ (ABSP18 1.1 S. 3).  
Zur Ertragsfunktion des Bodens liegen keine Informationen vor. Es sind allerdings keine 
besonders leistungsfähig oder schutzwürdigen Bodenflächen zu erwarten.  
Im Geltungsbereich sind Vorbelastungen wie bereits versiegelte Flächen (bestehende 
Wege) nur im Bereich des Wirtschaftswegs am Nordrand des Geltungsbereichs 
vorhanden.  
Altlastenverdachtsflächen und Altablagerungen sind in diesem Bereich nicht bekannt.  

Die derzeitigen landwirtschaftlichen Produktionsflächen im Geltungsbereich werden als 
Acker intensiv genutzt. Es handelt sich um Böden mit mittlerer19 landwirtschaftlicher 
Nutzungseignung in unmittelbarer Siedlungsrandlage.  
  
Auswirkungen: Mit der Realisierung des Vorhabens geht eine derzeit als Acker genutzte 
Fläche von ca. 17.470 m² für die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln sowie 
Energierohstoffen nachhaltig verloren.  

Jede Bebauung wirkt sich durch die unvermeidbare Versiegelung und den Eingriff in die 
Boden- und Oberflächenform negativ auf das Schutzgut Boden aus. Die Versiegelung und 
die Umgestaltung führen zu nicht kompensierbaren Auswirkungen. Der natürliche Boden-
aufbau wird großflächig verändert mit Auswirkungen auf Versickerung, Porenvolumen 
und Leistungsfähigkeit.  

Baubedingt werden größere Flächen verändert und Oberboden zwischengelagert. Durch 
die Anlage der Gebäude (GRZ max. 0,35) werden maximal 35 % der Flächen dauerhaft 
versiegelt (ca. 5.000 m²); durch die Erschließungsstraße werden ca. weitere 2.500 m² 
versiegelt. Es entstehen durch die Wohnungsnutzung keine nennenswerten 
betriebsbedingten Belastungen.  

Vermeidungsmaßnahmen (s. u.) können die Auswirkungen reduzieren. Hierzu gehört 
auch eine Begrenzung der versiegelten Flächen. Aufgrund der Topographie ist mit 
Erosion, verursacht durch das Baugebiet, nicht zu rechnen. Zum Ausgleich siehe 
Kapitel 3.10 ab Seite 42.  

Ergebnis: Es sind auf Grund der Versiegelung Umweltauswirkungen mittlerer 
Erheblichkeit für das Schutzgut Boden zu erwarten. Der Verlust landwirtschaftlicher 
Böden kann nicht ausgeglichen werden, ist aber alternativlos, wenn dem Wohnbedarf 
nachgekommen werden soll.  
 

Wasser  

Bestehende Wasserschutzgebiete liegen nicht im Bereich des geplanten Baugebiets und 
sind deshalb von der Gebietsausweisung nicht betroffen (siehe Seite 22). Zum Grund-
wasserstand sind keine genaueren Kenntnisse vorhanden, ebenso wenig über Quellen 
oder Hangschichtwasser.  

                                          
17

 Geologische Karte 1:500 000, FIS‐Natur Online (FIN‐Web) ‐ http://fisnat.bayern.de/finweb/ ‐ Feb. 2018 
18 

ARTEN‐ UND BIOTOPSCHUTZPROGRAMM BAYERN LANDKREIS AMBERG‐SULZBACH März 2001 BayStMLU  
19

 Bodenschätzungs‐Übersichtskarte der Oberpfalz 1969 Amberg:  Bodenzustandsstufe „5“ „mittel“  
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Oberflächengewässer und festgesetzte Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht 
vorhanden. Wild abfließendes Wasser ist - etwa bei der Schneeschmelze - vor allem im 
Taltiefsten problematisch und steht einer Bebauung tiefer gelegener Bereich des Bau-
gebietes entgegen. Um Auswirkungen der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen auf 
das Baugebiet und darüber hinaus auf die Umwelt zu vermeiden, wurden Maßnahmen 
und Festsetzungen zum Schutz vor wild abfließendem Wasser getroffen (Ausbildung von 
Mulden im Bereich der Ortsrandeingrünung …). Das Gebiet liegt in einem Trockental am 
Hangfuß (Abbildung 6) zwischen dem Weidenberg (bis 538 m) und dem Kohlberg 
(563 m). Der Geltungsbereich weist Geländehöhen zwischen 486 m (im Nordwesten) und 
476 m (im Südosten) auf. Das Gelände entwässert deshalb natürlicherweise nach Süd-
osten, dort ist ein Regenrückhaltebecken anzulegen, welches Auswirkungen der Neu-
ausweisung auf tiefer liegende Bereiche verringern soll.   
Die bisherige Bewirtschaftung mit Ackerland führt zu Erosionsgefährdung. Die vor-
gesehene Nutzungsänderung verringert diese Gefahr.  

Auswirkungen: Auf der zur Bebauung vorgesehenen Fläche wird durch die Versiegelung 
der Oberflächenabfluss vermehrt und beschleunigt, das Rückhaltevolumen des belebten 
Bodens vermindert und die Grundwasserneubildungsrate herabgesetzt. Während des 
Baubetriebs ist mit erhöhter Erosionsgefahr bei offen liegenden Boden zu rechnen. Ver-
minderungsmaßnahmen (Festsetzungen zu versickerungsfähigen Oberflächen / Belägen) 
können die Auswirkungen reduzieren.  

Auf den privaten Bauparzellen ist dafür Sorge zu tragen, dass ein übermäßiger Ober-
flächenwasserabfluss auf benachbarte Grundstücke vermieden wird. 

Bei den Baumaßnahmen ist den Anforderungen des allgemeinen Grundwasserschutzes 
bzw. dem wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz des § 1 WHG in ausreichendem 
Maße Rechnung zu tragen. 

Ergebnis: Es sind im Ergebnis durch die Versiegelung bei Einhaltung der Verminderungs-
maßnahmen Umweltauswirkungen geringer bis mittlerer Erheblichkeit für das Schutzgut 
Wasser zu erwarten.  
 

Luft und Klima 

Der Untersuchungsbereich ist weder als Frischluftentstehungsgebiet für Siedlungs-
bereiche noch als Abflussbahn für Frischluft von Bedeutung. Von einer bestehende Vor-
belastung durch Emissionen aus dem Straßenverkehr muss ausgegangen werden. Das 
Taltiefste sollte als Kaltluftabflußbahn nicht durch Bebauung, Bepflanzung (Pflanzriegel 
quer zum Tal) oder Ähnliches abgeriegelt werden.  
Auswirkungen: Trotz zusätzlicher Flächenversiegelung, dem Aufheizen der Gebäude 
und dem Ausstoß von Emissionen, z.B. über die Heizung, sind durch die relative Klein-
räumigkeit der Maßnahme keine größeren Auswirkungen auf Klima und Luftaustausch zu 
erwarten. Während der Bauphase ist mit einem erhöhten Ausstoß von Emissionen zu 
rechnen. Die Nutzung erneuerbarer Energie sowie die möglichst sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie wird befürwortet.  
Ergebnis: Aufgrund der vorgesehenen lockeren Bebauung mit freistehenden Einfamilien-
häusern, die den Talboden des Trockentals ausspart, ist von Umweltauswirkungen 
geringer Erheblichkeit auszugehen. Der relativ geringe zulässige Versiegelungsgrad sowie 
die Kleinräumigkeit des Planungsgebiets führen dazu, dass das Kleinklima nicht spürbar 
beeinträchtigt wird.  
 

Landschaft, Orts‐ und Landschaftsbild, Erholungseignung    

„Das Landschaftsbild der Frankenalb zeigt typische Züge des Jura, charakterisiert durch 
das Nebeneinander von Tälern, Ackerbauhochflächen und bewaldeten Kuppen. Die Viel-
gestaltigkeit des Landschaftsbildes droht durch Ausdehnung der intensiv genutzten land-
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wirtschaftlichen Flächen verloren zu gehen, die kleinräumigen ökologischen Strukturen 
sind zunehmend gefährdet. Eine Durchgrünung mit Hecken und Bäumen trägt … durch 
verstärkten Windschutz zur nachhaltigen Sicherung der Nutzflächen und durch 
Verknüpfung vorhandener naturnaher Bereiche zur ökologischen Stabilität dieses Natur-
raumes bei“ (Regionalplan20 Begründung B I L3  Seite 1).  

 
Abbildung 11 ‐ Blick vom Waldrand an der Pesensrichter Straße in Richtung Osten auf den vorhandenen Ortsrand mit dem 
Geltungsbereich in der rechten Bildmitte (10.09.2017)  

Landschaftliches Leitbild: „In der Frankenalb soll vor allem durch eine Durchgrünung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen auf ein vielgestaltiges Landschaftsbild mit einer 
stärkeren Vernetzung naturnaher Bereiche hingewirkt werden“ (Regionalplan21 1.2 S. 1 
Teil Natur). Diese Vorgabe unterstützt der Bebauungsplan mit seiner geplanten Ortsrand-
eingrünung.  

 

                                          
20

 Regionalplan Oberpfalz‐Nord  
21

 Regionalplan Region Oberpfalz Nord (6) www.regierung.oberpfalz.bayern.de/leistungen/regionalplanung/...   
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Abbildung 12 ‐ Blick vom südwestlich gelegenen Waldrand über den Talboden und die Pesensrichter Straße auf die Ortsmitte  

Prägend für das Umfeld des Geltungsbereichs sind die intensiv genutzten Ackerflächen, 
die umliegenden Laubmischwaldflächen, Feldgehölze, Hecken, Gebüsche, Magerrasen-
bestände und Streuobstbestände an den Siedlungsrändern. Diese gliedernden Strukturen 
oder Elemente in der Fläche sind auch hier als gliedernde Elemente zwischen den Acker-
flächen zu finden. Allerdings ist durch die bestehende Bebauung ohne Ortsrandein-
grünung im Nordosten und die Straßen im Osten und Süden, sowie durch die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung der Flächen (Acker) die Naturnähe des Landschaftsaus-
schnittes herabgesetzt.  

 
Abbildung 13 ‐ Blick über den Geltungsbereich nach Südwesten Richtung Woffenricht  



   BEGRÜNDUNG 

Bebauungsplan + GOP „Am Weidenberg“  Illschwang  -  Endfassung vom 19. Sept. 2018  Seite 38  

Der eigentliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist geprägt durch die Lage an einem 
leichten Hang in einem Trockental. Die Geländehöhen22 liegen zwischen 486 m ü. NN und 
476 m ü. NN; mit Tiefpunkt im Südosten und dem höchsten Punkt im Nordwesten des 
Geltungsbereichs.   
Durch die Lage im Trockental und den Bewuchs der Höhenrücken ist der Geltungsbereich 
in Bezug auf Fernsicht bis auf einige Ausnahmen abgeschirmt. Nach Westen ist die 
vorgesehene Baugebietsfläche von weiter entfernt (an der Straße bis ca. 250 m) 
liegenden Bereichen einsehbar (Abbildung 11), nach Osten bis zu einer Entfernung von 
ca. 300 m. Wie Abbildung 12 zeigt hat man vom Feldweg am südlich des 
Geltungsbereichs gelegenen Waldrand eine gute Sicht bis zum historischen Ortskern: Auf 
diesem Bild ist in der rechten Bildmitte der Strommast im Geltungsbereich zu erkennen; 
dies zeigt, dass das Baugebiet für das Ortsbild von Bedeutung ist. Als landschafts-
bildprägend kann der Geltungsbereich des Bebauungsplans aber nicht eingestuft werden, 
auf Grund der kleinen betroffenen Fläche und der bestehenden Nutzungen; eine gute 
Ortsrandeingrünung ist aber erforderlich.  

Entsprechend der Landschaftsbildqualität ist die Erholungseignung einzustufen. Eine 
Erschließung des unmittelbaren Gebiets durch Wege fehlt. Die durch den Bebauungsplan 
unmittelbar beanspruchten Flächen besitzen keine erkennbare Erholungsfunktion und 
sind für die landschaftsgebundene Erholung als Teil der Kulisse von Bedeutung. Lediglich 
die Wegeverbindungen und Strukturen im Umfeld spielen teilweise eine Rolle für die orts-
nahe Erholung.  
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft: Jeder Eingriff, jede Bebauung ver-
ändert das Orts- und Landschaftsbild im unmittelbaren Vorhabensbereich grundlegend. 
Hier werden die im Umfeld bereits vorherrschenden Siedlungsstrukturen auf das neue 
Baugebiet ausgedehnt. Aufgrund der relativ geringen Dimensionen des geplanten Bau-
gebiets und durch die Einbindung durch die neue Ortsrandeingrünung, sowie aufgrund 
angrenzender Siedlungsstrukturen sind die diesbezüglichen Eingriffe aber vergleichsweise 
gering.  
Die vorhandenen, für die ortsnahe Erholung relevanten, Wegeverbindungen (Wirtschafts-
weg im Norden) bleiben erhalten. Die neue Grünfläche mit Geh- und Radweg als Teil 
einer möglichen Grünverbindung entlang der Pesensrichter Straße wertet diesen Bereich  
auf. Die derzeit bereits relativ geringe Erholungseignung auf der Fläche selbst geht 
durch die Bebauung und Umwandlung zu privaten Parzellen praktisch vollständig 
verloren.  
Vermeidungsmaßnahmen (siehe unten) können die Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild reduzieren. Hierzu gehört die Anpflanzung von Bäumen und von weiteren 
Gehölzen (auch Hecken-Verpflanzung), sowie die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung 
(maximale Höhe baulicher Anlagen …). Zum Ausgleich siehe Kapitel 3.10 ab Seite 42.   

Ergebnis: Es sind Umweltauswirkungen geringer bis mittlerer Erheblichkeit für das Orts- 
und Landschaftbild, sowie die Erholungseignung zu erwarten. 
 
 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Mensch und Gesundheit   

Die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt werden - soweit von Belang - im Kapitel 3.7 „Gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, Mensch und Bevölkerung“ mit behandelt, Wasserschutzgebiete 
usw. auch im Hinblick auf ihre Bedeutung für den Menschen im Kapitel 3.4.  
Die Fläche dient weder dem Lärmschutz noch hat sie besondere Bedeutung für die Luft-
reinhaltung.  

                                          
22

 Vermessungen des Ingenieurbüros RENNER+HARTMANN CONSULT GmbH 2018: siehe Höhenlinien im Bebauungsplan  
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Aus der Stellungnahme des Immissionsschutzes am Landratsamt23: „Laut Planunterlagen 
soll dieses WA-Gebiet auch Erweiterungsflächen für einen ortsansässigen nicht störenden 
Gewerbebetrieb incl. Betriebsleiterwohnung bieten. Nicht störende Gewerbebetriebe sind 
laut BauNVO in WA-Gebieten zulässig. Es befinden sich bereits weitere Gewerbebetriebe 
im Umfeld des geplanten WA-Gebiets. Der ausgesiedelte metallverarbeitende Betrieb 
Hartmann befindet sich ca. 200 m südöstlich des Plangebiets. Für diesen liegt der rechts-
kräftige BP vom 22.11.2016 vor, in dem Lärmkontingente festgesetzt wurden. Die 
potentiell lärmemittierenden Öffnungen / Tore sowie das Betriebsgelände sind abgewandt 
vom geplanten WA-Gebiet Richtung Osten orientiert. Zudem befinden sich der eher als 
lärmarm einzustufende gewerbliche Betrieb Weiß (Haus-Nr. 11 a) ca. 40 m sowie der 
kleinere Schreinereibetrieb Englhard (Möbeltischler; Hausnr. 9) ca. 90 m östlich des Plan-
gebiets. Lärmprobleme der beiden letztgenannten Betriebe mit der bereits vorhandenen 
Wohnbebauung im nördlichen und westlichen Umfeld sind dem Unterzeichner nicht be-
kannt. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ist von einer Verträglichkeit der neu ge-
planten Wohnnutzungen mit den vorhandenen gewerblichen Nutzungen auszugehen.“ 
Auswirkungen: Während der Bauphase ist mit baubedingten Belastungen durch den 
Baustellenbetrieb und den damit zusammenhängenden Fahrverkehr zu rechnen (Lärm, 
Staub, optische Reize). Sie werden als unerheblich eingestuft, da sie zeitlich begrenzt 
auftreten und keine bleibenden Folgen für die Wohn- und Erholungsfunktionen sowie das 
Wohlbefinden und die Gesundheit haben. Durch die Realisierung des Wohngebiets wird es 
zu einer geringen Zunahme des Verkehrs kommen. Bestehende Wohngebiete werden 
aufgrund der überschaubaren Größe der Bauflächenausweisung und der Lage nicht 
nennenswert zusätzlich belastet.   
 
Ergebnis: Aufgrund der wenig dichten Bebauung (Ausweisung als Allgemeines Wohn-
gebiet WA) und der Lage sind Auswirkungen von geringer Erheblichkeit zu erwarten.  

 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter  

Der Bayerische Denkmal-Atlas weist im Geltungsbereich keine Bodendenkmäler aus. Auf 
Grund der Nähe zu dargestellten Bodendenkmälern (siehe Abbildung 7) werden 
Maßnahmen ergriffen um Auswirkungen auf Bodendenkmäler zu verhindern bzw. zu 
minimieren (siehe auch Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege  
vom 11.09.2017 [P-2017-4237-1_S2] und Kapitel 3.4 ab Seite 23).  
Vor der Parzellierung soll die gesamte Planungsfläche archäologisch qualifiziert unter-
sucht werden, die zuständigen Denkmalschutzbehörden sind bereits eingeschaltet. 
 

Abfälle und Abwässer, Vermeidung von Emissionen  

Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern werden soweit erforderlich in den Kapiteln 3.5.1 und 3.7 behandelt.  
 

Nutzung erneuerbarer Energie, sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie  

Die Nutzung erneuerbarer Energie sowie die möglichst sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie wird befürwortet bzw. unterstützt und trägt zur Erhaltung der Luftqualität 
bei. 
 

                                          
23 Landratsamt Amberg‐Sulzbach, Immissionsschutz, Schreiben vom 08.08.2018 im Zuge der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB  
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Wechselwirkungen  

Grundsätzlich stehen alle Schutzgüter untereinander in einem komplexen Wirkungs-
gefüge. Bei der Analyse der Auswirkungsprognose wurden bereits Wechselwirkungen bei 
den Schutzgütern herausgearbeitet. Beispielsweise wirkt sich die Versiegelung 
(Betroffenheit des Schutzguts Boden) auch auf das Schutzgut Wasser (Reduzierung der 
Grundwasserneubildung) sowie Klima und Luft (Veränderung des Lokalklimas) aus. Eine 
gute Ortseingrünung hat positive Auswirkungen auf Landschaftsbild und Biotop-
vernetzung. Soweit also Wechselwirkungen bestehen, wurde diese bereits dargestellt.  
 

Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen  

Eine Anfälligkeit nach § 1 Absatz 6 Nr.7 j ist nicht zu erwarten. Um Auswirkungen der 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen auf das Baugebiet und darüber hinaus auf die 
Umwelt zu vermeiden, wurden Maßnahmen und Festsetzungen zum Schutz vor wild 
abfließendem Wasser getroffen (siehe Seiten 34 und 22).  
 
 

3.8.2 Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf 
Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Zusätzliche Gutachten waren im vorliegenden Fall nicht erforderlich.  

Wie bei allen Eingriffsvorhaben ist auch im vorliegenden Fall zu prüfen, in wieweit bei den 
europarechtlich geschützten Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, europäische 
Vogelarten) und den sonstigen nach nationalem Recht streng geschützten Arten Verbots-
tatbestände im Sinne von § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgelöst werden.   
Aufgrund fehlender Strukturen ist das Vorkommen artenschutzrechtlich bedeutsamer 
Arten nicht zu erwarten, deshalb sind nach Absprache mit der Unteren Naturschutz-
behörde weiterführende Untersuchungen nicht nötig. Bei der Verpflanzung der Hecke ist 
eine ökologische Bauleitung sinnvoll.   

Die Eingriffsregelung kam auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans nach § 13b 
BauGB nicht zum Tragen.  

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen und Kenntnislücken bestehen 
nur insofern: Die Grundwasserabstände sind nicht bekannt.   
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 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 
Auswirkungen  

 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft vorrangig zu vermeiden; soweit sie nicht vermeidbar sind, sind sie „durch 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen … zu kompensieren“ (§ 13 BNatSchG).  
Nach § 1a BauGB sind die „Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes …“ in der Abwägung zu berücksichtigen.   
„Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen …“. „Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt sind oder zulässig waren.“  

Bei Bebauungsplänen nach § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren – siehe Seite 14f u. A. Tabelle 1) gilt § 13a:    
§ 13a Abs. 2 BauGB: „Im beschleunigten Verfahren … gelten in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten 
sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig.“ Ein Ausgleich und Ausgleichsmaßnahmen sind also nicht erforderlich. 
Alle möglichen Schritte zur Vermeidung und Verringerung eines Eingriffs sind auf Grund 
der Vorgaben der Naturschutzgesetze und § 5 Abs. 6 BauGB dennoch zu ergreifen.  

Vermeidung und Verringerung:  Die Standortwahl ist grundsätzlich positiv im Hinblick 
auf die Eingriffsvermeidung zu bewerten, da Bereiche im Anschluss an bebauten Bereich 
ohne wertvolle Strukturen überbaut werden. Empfindlichere Landschaftsräume und 
Lebensraumstrukturen können dadurch geschont und Eingriffe von vornherein vermieden 
werden. 
  

Als weitere Vermeidungs- und eingriffsmindernde Maßnahmen sind die geplanten Pflanz-
maßnahmen (u.a. Baumpflanzungen, Heckenverpflanzung) und die Festsetzungen und 
Hinweise zur baulichen Gestaltung zu nennen.   
In die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden die Vermeidungsmaßnahmen aus 
Liste 2 auf Seite 31 des Leitfadens24, „Teil B Auswahl von Vermeidungs-
maßnahmen“ soweit möglich übernommen:   

 Verbot tiergruppenschädigender Anlagen oder Bauteile (z. B. Sockelmauern bei 
Zäunen zur freien Landschaft oder zwischen den Baugrundstücken)    
 

 Durchlässigkeit der Siedlungsränder zur freien Landschaft zur Förderung von 
Wechselbeziehungen   
 

 Rückhaltung des Niederschlagswassers in naturnah gestalteter Wasserrückhaltung 
bzw. Versickerungsmulden ist geplant   
 

 Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungs-
fähiger Beläge    
 

 Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewässer 
(Trennsystem)    
 

 Vermeidung von Grundwasseranschnitten und Behinderung seiner Bewegung    
   

 Anpassung des Baugebietes an den Geländeverlauf zur Vermeidung größerer 
Erdmassenbewegungen sowie von Veränderungen der Oberflächenformen   
 

 ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden ist nur eingeschränkt im Rahmen der im 
geplanten Wohngebiet festgesetzten max. GRZ von 0,35 möglich;    
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 Reduzierung des Versiegelungsgrades und Verwendung versickerungsfähiger Beläge 
(Regelungen gemäß §1a Abs. 1 BauGB)    
 

 schichtgerechte Lagerung und ggf. Wiedereinbau des Bodens   
 

 Schutz vor Erosion oder Bodenverdichtung   
 

 Vermeidung der Aufheizung von Gebäuden durch Fassaden- und Dachbegrünung   
 

 Naturnahe Gestaltung privater Grünflächen sowie der Wohn- und Nutzgärten    
 

 Eingrünung der Wohnstraßen usw.    
 

 Aufgrund der Lage ist keine negative Auswirkung auf das Landschaftsbild zu erwarten, 
die das Maß der vorhandenen Bebauung überschreitet. Zusätzliche Eingrünungsmaß-
nahmen sind vorgesehen; die vorhandenen Hecken werden soweit möglich erhalten, wo 
dies nicht möglich ist, versetzt.  
 
Insgesamt kann unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
davon ausgegangen werden, dass hier die Belange des Umweltschutzes, einschließlich 
des Naturschutzes und der Landespflege bei der gemeindlichen Abwägung ausreichend 
berücksichtigt und gerecht mit den anderen Belangen abgewogen werden. Standorte mit 
geringeren Auswirkungen auf die Schutzgüter gibt es nicht, beziehungsweise stehen nicht 
zur Verfügung. 

 
 

 Ausgleich nach den Grundsätzen für die Anwendung 
der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 

Nach § 1a BauGB sind die „Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes …“ in der Abwägung zu berücksichtigen. „Der Ausgleich erfolgt 
durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen …“ „Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, 
soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.“   
Die Kommune soll also die durch die Bauleitplanung vorbereiteten Eingriffe in Natur und 
Landschaft so gering wie möglich halten und unvermeidbare Eingriffe ausgleichen. Es ist 
nachzuweisen, auf welche Art den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Rechnung getragen wird. Hierzu sind besonders grünordnerische Maßnahmen innerhalb 
des Baugebiets geeignet, die auch dazu beitragen den Eingriff und damit den 
notwendigen Ausgleich zu minimieren.  

Bei Bebauungsplänen nach § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren – siehe Seite 14f u. A. Tabelle 1) gilt § 13a:    
§ 13a Abs. 2 BauGB: „Im beschleunigten Verfahren … gelten in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten 
sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig.“ Ein Ausgleich ist hier also nicht erforderlich. Alle möglichen Schritte zur 
Vermeidung und Verringerung eines Eingriffs sind auf Grund der Vorgaben der Natur-
schutzgesetze und der Vorgaben von § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB dennoch zu ergreifen. 
Maßnahmen und Festsetzungen hierzu wurden in die Satzung eingearbeitet, unter 
anderem durch die Festsetzung mit Planzeichen von Eingrünungsmaßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 2 Nr. 20). Die Flächen und Maßnahmen werden / wurden von der 
Unteren Naturschutzbehörde geprüft und anerkannt.  
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 Ausgleichsflächen und Ausgleichsmaßnahmen  

Die im Bebauungsplan aus grünordnerischen und städtebaulichen Gründen festgesetzten 
Flächen für Ortsrandeingrünung (unter anderem erforderlich auf Grund der Belange nach 
§ 1 Absatz 5 BauGB) wird als „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft“ (Ausgleichsflächen) durch Planzeichen 
festgesetzt.   
Auf Grund der Bebauungsplan-Ausweisung nach § 13b BauGB werden diese „Ausgleichs-
flächen“ nicht den Eingriffen im Geltungsbereich zugeordnet, sondern dem Ökokonto der 
Gemeinde Illschwang gutgeschrieben (zur Erfordernis von Ausgleich siehe Kapitel 3.10).  

Öffentliche Flächen werden laut Darstellung des Bebauungsplanes begrünt. Auf den 
„Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft“ des vorliegenden Bebauungsplans sind - wie dargestellt - Hochstamm-
Bäume und Strauchgruppen zu pflanzen, beziehungsweise mindestens 3-reihige, 
freiwachsende Hecken aus standortgerechten Gehölzen anzulegen. Hierher werden die 
Hecken verpflanzt, die in den geplanten Bauflächen entfernt werden müssen (auf 
Fl.Nr. 495/1). Ansonsten sind Pflanzen laut beiliegender Artenliste zu verwenden. Die 
Bepflanzungen sind spätestens zwei Jahre nach Erschließungsbeginn auszuführen.   

Zu verwenden sind auf öffentlichen Flächen und Ausgleichsflächen Pflanzen laut Arten-
listen der Festsetzungen durch Text (Grünordnung).  

Die überplanten Teilflächen der beiden nebeneinander liegenden Grundstücke Fl.Nrn 492 
und 494 (beide Teilflächen im Besitz der Gemeinde), die derzeit als Acker genutzt 
werden, sind ökologisch aufwertbar und gut zur Aufnahme ins Ökokonto geeignet. Die 
vorgesehenen aufwertenden Maßnahmen sind sinnvoll und schaffen naturraumtypische 
Strukturen. 

Entwicklungsziel:  Schaffung naturraumtypischer Lebensräume und Ver-
netzungsstrukturen in einem möglichst kleinteiligem 
Nebeneinander verschiedener Biotope 

Maßnahmen:  Ortsrandeingrünung: Pflanzung und Verpflanzung von 
mindestens dreireihigen, 5-Meter-breiten Wildgehölzhecken 
(standortgerechte, heimische Arten), mit vorgelagertem Hoch-
staudensaum; Anreicherung mit Kleinbiotopen (Totholz, Lesestein-
haufen);   
Pflege: alle 10 Jahre abschnittsweise Auf-den-Stock-Setzen der 
Hecke (maximal 10 Meter lange Abschnitte, maximal 1/3 der 
Länge), Mahd oder / und Beweidung des Saums alle ein bis zwei 
Jahre.  
Umfeld des Regenrückhaltebeckens: wo nicht anders aus 
Unterhaltsgründen (Ausbaggern des RRB …) erforderlich: Altgras- 
und Hochstaudenflur durch Sukzession entstehen lassen, mit 
Anpflanzung einzelner Roterlen-Hochstämme und Erlen-Strauch-
gruppen (Alnus glutinosa), Mahd oder / und Beweidung 
mindestens zwei Jahre; wenn möglich wechseltrockene Flach-
wasserbereiche im Anschluss an das RRB.   
Keine Abriegelung des Kaltluftabflusses im Taltiefsten durch 
Gehölzriegel.  
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 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Auswirkungen der Planung (Monitoring) 

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen der 
Bauflächenausweisung zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen zu ermitteln und gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Die 
Maßnahmen zum Monitoring sind laufend durchzuführen und nach Umsetzung der 
Bebauung in einem abschließenden Bericht zu dokumentieren.   
In Verfahren nach § 13, § 13a und § 13b ist § 4c „nicht anzuwenden“ (§ 13 Abs. 3 
Satz 1, § 13a Abs. 2, § 13b Satz 1).  

 

 Sonstiges  

3.13.1 Befreiungen  

Befreiungen von Festsetzungen werden nur erteilt, wenn die Voraussetzungen nach § 31 
Abs. 2 BauGB erfüllt sind. In diesem Fall ist dann ein normales, baurechtliches Verfahren 
erforderlich, die Genehmigungsfreistellung entfällt. Aufgrund der klaren Vorgaben im 
Bebauungsplan sollte dies aber nur bei nachvollziehbaren Härtefällen in Anspruch 
genommen werden.  
 

3.13.2 Land‐ und Forstwirtschaft  

Die an den Planungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung keine Einschränkungen hinnehmen. Es kann zum 
Beispiel durch das Ausbringen von Gülle und Jauche eine temporäre Beeinträchtigung des 
Baugebiets erfolgen. Diese ist nach der derzeitigen Gesetzeslage hinzunehmen.  
 
 

 Zusammenfassende Erklärung, Einstellen in das 
Internet  

„Dem in Kraft getretenen Bebauungsplan ist eine zusammenfassende Erklärung bei-
zufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, 
und über die Gründe, aus denen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde“ (§ 10a  BauGB).   

§ 13 Abs. 3 BauGB: „Im vereinfachten Verfahren wird … von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen …“.   
„Im beschleunigten Verfahren … gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend“ (§ 13a Abs. 2).   
Bei Bebauungsplänen nach § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren – siehe auch Seite 14f) „gilt § 13a entsprechend“.   
Von der zusammenfassenden Erklärung wird im Zuge dieses Verfahrens also abgesehen.  

„Der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung soll ergänzend auch in das Internet eingestellt und über ein zentrales Internet-
portal des Landes zugänglich gemacht werden“ (§ 10a  BauGB).  
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 Referenzliste der Quellen  

Referenzliste der Quellen, die für die im Bericht enthaltenen Beschreibungen und 
Bewertungen herangezogen wurden.  
 
ARTEN- UND BIOTOPSCHUTZPROGRAMM BAYERN LANDKREIS AMBERG-SULZBACH März 2001 

BayStMLU  
Bayern-Atlas https://geoportal.bayern.de/bayernatlas   
Biotopkartierung und Luftbild https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/   
FIS-Natur Online - Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz - FIN-WEB (Online-Viewer) - 

http://fisnat.bayern.de/finweb/  Feb. 2018  
Flächennutzungsplan Illschwang Büro Hedrich o.J.   
Geologische Karte 1:500 000, FIS-Natur Online (FIN-Web) - http://fisnat.bayern.de/finweb/... 

Feb. 2018  
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 1.9.2013  https://www.landesentwicklung-

bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/... Sept. 2017    
Regionalplan der Region Oberpfalz-Nord (6) mit Text und Karten 

http://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/leistungen/regionalplanung/regionalpl6/rpl6-
inhalt.htm - Nov. 2016   

Höhenangaben: Geoportal Bayern https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/...  
und eigene Vermessungen des Ingenieurbüros RENNER+HARTMANN CONSULT GmbH Feb. 2018: 
siehe Höhenlinien im Bebauungsplan  

 

4. Hinweis zum Umweltbericht 
 
§ 13 Abs. 3 BauGB: „Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a … abgesehen …“.   
„Im beschleunigten Verfahren … gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend“ (§ 13a Abs. 2).   
Bei Bebauungsplänen nach § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 
beschleunigte Verfahren – siehe auch Seite 14f) „gilt § 13a entsprechend“.   
  

Von der Umweltprüfung wird also abgesehen.  

Allerdings sind die Inhalte, die sonst im Umweltbericht behandelt werden, aufgrund § 1 
Abs. 5 und Abs. 6 BauGB bei der Aufstellung eines Bebauungsplans immer zu berück-
sichtigen, und nach § 1 Abs. 7 mit den anderen Belangen gerecht abzuwägen. Nach § 2 
Absatz 3 BauGB sind „Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungs-
material), zu ermitteln und zu bewerten“. Deshalb werden auch die Belange des Umwelt-
schutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, als Grundlagen der 
Abwägung weiter oben in der Begründung behandelt und liegen der gemeindlichen 
Abwägung zugrunde.  
 
 
Aufgestellt, 19. Sept. 2018   
 

RENNER + HARTMANN CONSULT GMBH 
Ingenieurbüro für Bau- und Umwelttechnik  
Marienstraße 6 - 92224 Amberg  
Tel.: 09621/4860-0 Fax: 09621/4860-49  
Landschaftsarchitekt Dipl.-Ing. (FH) Hans-Jürgen Tiefel  
info@renner-consult.de - www.renner-consult.de     
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